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Vorwort

Die hohe Komplexität des sozialen und wirtschaftlichen Gefüges und rascher
Wandel bei gleichzeitiger Intensivierung des Wettbewerbs stellen enorme Her-
ausforderungen an die moderne Gesellschaft. Daher ist es auch für die Stadt
Linz notwendig, Analysen möglicher Entwicklungen anzustellen, Wechselwirkun-
gen zu berücksichtigen und daraus Zukunftsstrategien zu entwickeln, will sie
langfristig im Wettbewerb um Lebensqualität und ökonomische Stärke bestehen.
In diesem Bewusstsein hat der Linzer Gemeinderat im Oktober 2001 den Auf-
trag erteilt, Szenarien zu erarbeiten, die für die Stadt Linz relevante mögliche
Zukünfte beschreiben. Das Projekt „Unsere Zukunft: Linz 21“ ist ein ambitio-
nierter Versuch, einen Blick in die Zukunft zu machen und gleichzeitig umfas-
sende Zusammenhänge zu beachten. 

Ein zeitlicher Vorausblick impliziert meist ein erhebliches Maß an Unsicherheit.
Manche Entwicklungen sind zuverlässiger prognostizierbar als andere. Die Dis-
krepanz der Zuverlässigkeit der Vorhersagen ist teilweise groß - man denke nur
an die relativ sichere Bevölkerungsentwicklung in Österreich in 30 Jahren oder
an das unsichere Ausmaß des Wirtschaftswachstums in einem Jahr. Auch die
Szenarien für die Stadt Linz sind von den Unsicherheiten des Eintreffens der
Annahmen nicht ausgenommen. Es wäre unmöglich, sämtliche Aspekte mit Ein-
fluss auf die Entwicklungen unserer Stadt zu erkennen oder vollständig darzu-
stellen. Die erarbeiteten Szenarien und Trendanalysen sind jedoch geeignet, die
Sinne zu schärfen und grundsätzlich relevante Parameter möglicher Entwicklun-
gen aufzuzeigen. Sie können dazu genutzt werden, plausibel die Auswirkungen
von Handlungsalternativen darzustellen und dienen damit als Unterstützung für
eine aktive und erfolgreiche Strategieentwicklung. Der nachfolgende Bericht
berücksichtigt daher die Wechselwirkungen vieler Bereiche und baut auf einer
ganzheitlichen Betrachtungsweise auf.

Ich danke allen externen TeilnehmerInnen, dass sie ihr kostbares Wissen und
ihre Zeit unentgeltlich in dieses Projekt eingebracht haben, und den beteiligten
MitarbeiterInnen der Stadt Linz für ihr persönliches Engagement.

Dr. Franz Dobusch
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Das wiederum verstärkt die sozialen Probleme
– die Zahl der sogenannten „Working Poor“
nimmt zu. Parallel erhöht sich der Arbeitsdruck
mit allen Folgen für Gesundheit und Privatle-
ben. Ganz generell ist – auch jenseits des Er-
werbslebens – der Grad sozialer Benachteili-
gung im Ansteigen. 10% der österreichischen
Bevölkerung sind mittlerweile armutsgefähr-
det. Sie haben deutlich geringere Bildung-
schancen als das Gros der Bevölkerung und ihr
Gesundheitszustand ist tendenziell schlechter.
Der Druck auf die Sozialhilfe steigt und der so-
ziale Zusammenhalt ist einer stärkeren Bela-
stungsprobe als früher ausgesetzt. Im Gesund-
heits- und Pflegebereich wird es aufgrund der
Überalterung der Gesellschaft bzw. des Gebur-
tenrückgangs zu Finanzierungsproblemen
(z.B. bei mobilen Diensten, Seniorenheimen)
kommen und auch der „Generationenvertrag“
scheint teilweise brüchig zu werden. Erschwe-
rend kommt hinzu, dass „moderne Lebensver-
hältnisse“ teilweise den Verlust von sozialen
Netzen bedeuten (Betreuung durch Familien-
angehörige bei Krankheit, im Alter entfällt). 

Die positive Seite der Individualisierung ist das
Entstehen vielfältigerer Lebensformen, inso-
fern als traditionelle Bindungsmuster und da-
mit bestimmte soziale Zwänge tendenziell wei-
ter abnehmen. Patchwork-Familien und Pat-
chwork-Ideologien lassen buntere Lebenswel-
ten sprießen. Körperbewusstsein, Wellness
und aktive Gesundheitsförderung gewinnen an
Bedeutung. PatientInnen fordern höhere Level
an medizinischen Leistungen (Diagnostik,
Therapien, Rehabilitation) und der Druck auf
Strukturen hinsichtlich Qualitätssicherung,
Ausbildung und Finanzierung steigt. Neue Be-
rufsbilder entstehen im Gesundheitsbereich
und damit auch neue Ausbildungserfordernis-
se bzw. Entlohnungs-Schemata für das Pflege-
personal.

Das wachsende Mobilitätsbedürfnis und der
Wunsch nach mehr Wohnkomfort stellen die
Stadtplanung vor neue Herausforderungen.
Der Wunsch nach qualitätsvollem Wohnen (je
nach Altergruppe spezifische Vorstellungen)

steigt. Damit verstärkt sich aber auch die Ge-
fahr der Abwanderung in die Umlandgemein-
den, wenn in Linz kein ausreichend differen-
ziertes Angebot (für bestimmte Gruppen) vor-
handen ist. Eine ganzheitliche Stadtentwick-
lung, die auf Funktionalität und Ästhetik setzt,
ist daher gefragt. Zusätzlich erschwerend wirkt
die „Automobil-Orientiertheit“ unserer Gesell-
schaft bzw. der vorhandenen Raumstruktur.
Vermehrtes Verkehrsaufkommen, Staus auf
den Ausfallsstraßen und eine generelle Bela-
stung der Stadt gehen damit einher – Koopera-
tionen mit den Umlandgemeinden werden im-
mer wichtiger. 

Diese Einsicht in die wachsende Bedeutung von
Kooperationen und Netzwerkbildung generell –
eine Einschätzung, die alle Arbeitsgruppen teil-
ten – wurde in der Folge zum Leitmotiv für das
Erste der vier übergreifenden Szenarien, die je-
weils auf eine Teilmenge bzw. Schnittmenge der
zuvor skizzierten Trends und Schlüsselfaktoren
aufsetzen und aufbauen.

Szenarien
Unter dem Titel „Kooperation und Partizipati-
on“ wurde der Großraum Linz in den Vorder-
grund gestellt. Er zeichnet sich als Raum
gemeinschaftlicher Interessen aus, der inso-
fern zusammengehörig und kooperationsbe-
dürftig ist, als die benachbarten Gemeinden
hauptsächlich durch komplementäre Bezie-
hungen (z.B. Wohn-/Arbeits-/Einkaufsort) und
durch Interesse an den Synergien gemein-
schaftlicher Politik im gemeinsamen Raum
verbunden sind. Das stärkt die Wirtschafts-
kraft in der Region. Daraus resultierende Meh-
reinnahmen ermöglichen die Finanzierung der
Investitionen in die nachhaltige Entwicklung
von „Linz und Umgebung“ besonders in den
Bereichen Verkehr, Gesundheit und Soziales.
Große Chance dieses Szenarios sind bessere
Steuerungsmöglichkeiten der „Softfacts“ wie
Erholungsgebiete, Sport, Freizeitbetätigungen
und Kultur im Großraum. Problematisch an
diesem Szenario ist die äußerst komplexe und
komplizierte Umsetzung eines tatsächlich
funktionierenden Großraums Linz und es
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steht zu befürchten, dass Bemühungen in die-
se Richtung auf halben Wege stecken bleiben
oder über die Anfänge nicht hinauskommen.1

„Geteilte Wissensgesellschaft“ setzt auf den
Trend einer steigenden Bedeutung von 
Wissen und Innovation auf und charakterisiert
eine Stadt, in der Ausbildung und Forschung
massiv gefördert werden. Die wirtschaftliche
Entwicklung der Stadt Linz bzw. des Groß-
raums wird primär von einer Allianz aus Wirt-
schaftsunternehmen, universitären und außer-
universitären Forschungsinstituten und inno-
vativen „zukunftsmotivierten“ BürgerInnen
bzw. ArbeitnehmerInnen getragen. Dadurch
entsteht ein Klima der Dynamik und Flexibi-
lität in wissensnahen Branchen. Die Verwal-
tung trägt diese Schwerpunktsetzung mit,
zieht sich aber ansonsten auf ihre Kernauf-
gaben zurück – mit allen negativen Folgen für
Verkehrsentwicklung, Gesundheit und soziale
Sicherheit der Bevölkerung. Die große Gefahr
dieses Szenarios ist daher das Entstehen einer
Zwei-Drittel-Gesellschaft, wobei die Wissens-
gesellschaft – so nicht politisch gegengesteu-
ert wird – zwar tendenziell die Kluft zwischen
„Arm und Reich“ verstärkt, aber nicht die 
alleinige Ursache der wachsenden Schere in
der Bevölkerung ist.

„Konzentration auf den Kern“ hat als Aus-
gangsidee die These, dass sich die Stadt Linz –
nicht zuletzt gezwungen durch Budgetknapp-
heiten – auf ihr Kerngeschäft fokussiert. Unter
dieser Perspektive versteht sie sich primär als
Garant für die Daseinsvorsorge. Sie schafft ent-
sprechende Rahmenbedingungen und konzen-
triert sich auf die Steuerung von Angeboten so-
wie auf die Qualitätssicherung dort, wo Markt-
mechanismen versagen. Effizienz-Steigerung
und Ausgabensenkung im städtischen Etat ste-
hen dabei im Vordergrund. Dieser Umstand
schafft teilweise auch größere Klarheiten. So

kommt es zum Beispiel im Kulturbereich zu
deutlichen Schwerpunktsetzungen und die
Stadt verzichtet auf die vollständige Breite des
kulturellen Spektrums. Auch auf dem Einzel-
nen lastet mehr Verantwortung z.B. im Ausbil-
dungsbereich, in der Gesundheitsvorsorge etc.
Der Speckgürtel rund um die Stadt wird als ge-
geben angenommen und akzeptiert – mit allen
Folgen für Verkehr und Infrastruktur. So be-
steht bei diesem Szenario die Gefahr, dass die
Stadt durch ein zu weitgehendes Outsourcing
bzw. durch eine zu starke Zurücknahme ihrer
eigenen Gestaltungsmöglichkeiten stark an po-
litischem Einfluss verliert und dadurch ent-
scheidende Bereiche ungesteuert „vor sich
hintreiben“ lässt.

Im vierten Szenario „Neue Werte im urbanen
Raum“ ist großstädtisches Flair an ein inspirie-
rendes „Multi-Kulti-Klima“ gekoppelt. Dabei
werden Elemente des Urbanen, wie Vielschich-
tigkeit und kulturelle Vielfalt, mehrere städti-
sche Zentren, großzügige Verkehrsinfrastruktu-
ren, innovative, architektonische und stadtpla-
nerisch großzügige Lösungen von der öffentli-
chen Hand bewusst gefördert und forciert.
Stärken des Szenarios sind weiters die bewus-
ste Annäherung der Chancen von Männern und
Frauen sowie überhaupt Maßnahmen zur Akti-
vierung der Ressourcen in der Bevölkerung. Im
Gesundheitssektor zum Beispiel liegt der
Schwerpunkt auf Prophylaxe. Die Akzeptanz
von Andersartigkeit (Stichwort: Migration, In-
tegration) auch in wirtschaftlich unruhigen Zei-
ten zu ermöglichen und zu gewährleisten ist
ein Knackpunkt dieses Szenarios. Ein weiteres
Risiko ist, dass Linz zwar aufgrund gut ausge-
prägter weicher Standortfaktoren reüssiert, da-
bei aber andere technologienahe Bereiche ver-
nachlässigt. In seiner starken Konzentration
auf sich und seine Qualitäten verpasst Linz
möglicherweise den Anschluss an internatio-
nale Entwicklungen.

1 Zu einer ähnlichen Einschätzung bezüglich der Bedeutung der Region bzw. kooperativen Handelns kommt in Deutschland das
große Forschungsprojekt „Stadt 2030“. Dort wird u.a. davon ausgegangen, dass die Stärkung der Region bzw. der Zusammen-
schluss von Städten in Regionalverbänden immer wichtiger wird, um Probleme, die einzelne Städte überfordern, kooperativ  zu
lösen.
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Die anskizzierten Szenarien mit ihren spezifi-
schen Leitideen stellen alternative Zukunfts-
entwicklungen für Linz vor, die sich zwar nicht
immer ausschließen, aber in ihrer Gesamtheit
nicht in toto umgesetzt werden können. Sie
sind Möglichkeitsfelder und von ihrem Ansatz
her explorativ angelegt. Sie stellen plausibel
die Auswirkungen von Handlungsalternativen
dar und dienen als Unterstützung für eine
aktive und erfolgreiche Strategieentwicklung.

In die Textierung der vorliegenden Szenarien
konnte naturgemäß nur eine endliche Anzahl
an Maßnahmen und konkreten Beispielen ein-
gearbeitet werden. Der Magistrat der Stadt
Linz freut sich daher in den kommenden
Monaten über originelle Ideen, kritische Kom-
mentare und kreative Ergänzungen, welche
die Szenarien inhaltlich anreichern können. 

Zu diesem Zweck werden die Szenarien einer
breiten Öffentlichkeit via Internet zugänglich
gemacht. Die Linzerinnen und Linzer erhalten
damit die Chance, das vorliegende „Entwick-
lungsangebot“ zu hinterfragen, die Relevanz
und Plausibilität der vorgestellten Szenarien
zu überprüfen und wünschbare Entwicklun-
gen aus der Summe der möglichen herauszu-
filtern. Denn erst wenn aus dem Nebeneinan-
der verschiedener Zukunftsentwürfe peu à
peu ein Leitbild entsteht und bestimmte Eck-
pfeiler einer linztypischen Entwicklung fest-
stehen, dann erhalten bestimmte Aspekte der
Szenarien auch die Funktion Wegweiser für
städtisches Handeln in der Zukunft zu sein. 

Drin. Christa Schneebauer

Kommentare und Anregungen unter
http://www.linz.at/linz2

Ausblick
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Szenarien

Leseanleitung 
zu den vier Szenarien für die Stadt Linz

Die vorliegenden vier Szenarien beschreiben
mögliche Entwicklungen der Stadt Linz in den
nächsten 10 - 15 Jahren. Jede dieser vier mög-
lichen Zukünfte birgt Vor- und Nachteile, und
keines der entworfenen Szenarien ist vermut-
lich wünschenswerter als die anderen. Ebenso-
wenig schließen die Szenarien einander aus –
Aspekte des einen Szenarios können gleichzei-
tig mit Elementen eines anderen Szenarios
Wirklichkeit werden. So gesehen sind die Szen-
arien Gedankenexperimente, welche die Sinne
schärfen und als Diskussionsgrundlage dienen.
Jedes einzelne Szenario basiert auf einer spezi-
fischen Leitidee und entwirft – von diesem Rah-
men ausgehend – eine für Linz typische Zu-
kunft. Während das Szenario „Neue Werte im
urbanen Raum“ großstädtisches Flair gekoppelt
an ein inspirierendes Multi-Kulti-Klima be-
schreibt, steht beim Szenario „Kooperation und
Partizipation“ der Großraum Linz und Umge-
bung im Vordergrund und das Prinzip der Nach-
haltigkeit ist die Maxime des Handelns. Das
Szenario „Offene Wissensgesellschaft“ charak-
terisiert eine Stadt, in der Wissen, Ausbildung,
Innovation und Forschung hochgehalten wer-
den, wobei jedoch die Gefahr einer „Zwei-Klas-
sen-Gesellschaft“ gegeben ist. „Konzentration
auf den Kern“ wiederum analysiert eine Stadt,
in der sich die öffentliche Hand auf ihr Kernge-
schäft (Hoheitsverwaltung, Daseinsvorsorge) fo-
kussiert.
Rohmaterial der vier thematisch weit gespann-

ten und übergreifenden Szenarien sind die Er-
gebnisse der sechs Arbeitsgruppen, welche die
Themen „Effizienz und Effektivität städtischer
Dienstleister“ (SPG1), „Bildung, Forschung,
Innovation, Technologie und Entwicklung“
(SPG2), „Kultur, Freizeit, Sport, Information
und Medien“ (SPG3), „Gesundheit, Soziales
und Förderung des sozialen Engagements“
(SPG4), „Wirtschaft, Arbeitsmarkt und Touris-
mus“ (SPG5) und „Wohnen, Verkehr, Raum-
planung und -entwicklung“ (SPG6) umfassten.
Jede einzelne Arbeitsgruppe erarbeitete zuerst
eine Diagnose der wichtigsten Trends und Strö-
mungen, die ihren Themenbereich kennzeich-
nen. Trends, die in ihrer Ausprägung unsicher
erschienen, wurden von vorhersehbaren Ent-
wicklungen unterschieden. In kleinen Works-
hops wurden im Dezember 2002 feststehende
Entwicklungen mit verschiedenen Varianten
unsicherer Entwicklungen kombiniert und dar-
aus verschiedene Zukunftsentwürfe, also erste
Subszenarien, gefertigt. So entstanden 18
Subszenarien (3 pro SPG), die in der Folge –
mithilfe eines komplexen methodischen Ver-
fahrens – zu den vier übergreifenden Szenarien
montiert wurden. 
Die themenübergreifenden Linz-Szenarien
sind mithilfe von Zwischenüberschriften ge-
gliedert, Marginalien entlang der Fließtexte
sind als Lesehilfe gedacht. Abstracts am An-
fang jedes Szenarios fassen dessen Inhalt bün-
dig zusammen. 
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Der Großraum Linz zeichnet sich als Raum gemeinschaftlicher Interessen
aus, der insofern zusammengehörig und kooperationsbedürftig ist, als die
benachbarten Gemeinden hauptsächlich durch komplementäre Beziehun-
gen (z.B. Wohn-/Arbeits-/Einkaufsort) und durch Interesse an den Synergi-
en gemeinschaftlicher Politik im gemeinsamen Raum verbunden sind. Die-
ser Einsicht folgend gelingt es aufgrund zäher Verhandlungen zwischen
Bund, Land und den betroffenen Gemeinden, den Großraum Linz als poli-
tische und verwaltungsmäßige Einheit zu gestalten. Gemeinsame Raumord-
nungspolitik, Verkehrspolitik und Wirtschafts(förderungs)politik stärken in
Verbindung mit der bedarfsträgerorientierten Ausrichtung von Forschungs-
schwerpunkten und Innovationsförderungsprogrammen die Wirtschaftskraft
der Region. Die daraus resultierenden Mehreinnahmen ermöglichen in Ver-
bindung mit dem neugestalteten Finanzausgleich und einem Kosten-
senkungsprogramm innerhalb der Verwaltung die Finanzierung der Investi-
tionen in die nachhaltige Entwicklung der Region besonders in den Berei-
chen Verkehr, Gesundheit und Soziales. Die konsequente Einbeziehung von
BürgerInnen und Wirtschaft trug wesentlich zur hohen Qualität der Ergeb-
nisse dieser Initiativen bei. So wird die Spitzenposition der Region in den
Bereichen Verkehrs- und Infrastrukturpolitik und für die nachhaltige Gestal-
tung des Sozial- und Gesundheitssektors europaweit anerkannt. Diese Ent-
wicklung führt dazu, dass Linz als „toller“ Standort mit hoher Aufenthalts-
und Lebensqualität beworben wird, wobei sowohl der Wirtschaftsraum Linz
als auch der Tourismus von diesen Aktivitäten und Initiativen profitieren.
Einen großen Beitrag dazu leistet die durch den Focus auf die Region bes-
sere Steuerung weiterer Soft Facts wie Erholungsgebiete, Sport, Freizeit-
betätigungen und Kultur.

I. Regionalpolitische Ausgangslage

Durch die bereits langjährige Mitgliedschaft in der EU, angesichts einer globa-
lisierten Wirtschaft, entsteht die Einsicht, dass größere Einheiten Wettbe-
werbsvorteile bieten. Die größeren Einheiten sind sowohl auf wirtschaftliche
Komplexe wie auf Verwaltungseinheiten bezogen. Aufgrund eines gewissen
Drucks in Richtung großräumigere Strukturen beginnen Linz und seine Um-
landgemeinden den gemeinsamen Raum nach gemeindegrenzen-übergreifen-
den Strukturen zu ordnen. Die Querelen am Anfang des 21. Jahrhunderts sind
aufgrund massiver Sachzwänge in den Bereichen Verkehr, Raumordnung und
wirtschaftliche Positionierung der einzelnen Gemeinden ad acta gelegt.

Auf breiter Basis wird im Sinne eines neuen Wirtschaftsraums gemeinsam
Raumordnungspolitik, Verkehrspolitik und Betriebsansiedlungspolitik betrie-
ben. Die Einkaufszentren sind nicht mehr länger Konkurrenten der Innenstadt,
sondern werden als logische Strukturen moderner städtischer Räume und ih-
res Umlandes begriffen. Aufgrund zäher Verhandlungen zwischen Bund, Land
und den betroffenen Gemeinden und angesichts vergleichbarer Lösungen auf
EU-Ebene ist es gelungen, dass der Großraum eine politische und verwal-

Großraum Linz 
als politisch- 
administrative 
Einheit

Abstract



Fehlende Standort-
konkurrenz begün-
stigt Umwelt-
vorgaben

Verstärkte Koopera-
tion von Wirt-
schaftsbetrieben

tungsmäßige Einheit darstellt. Der Finanzausgleich wurde entsprechend geän-
dert, die ursprünglich beabsichtigte Neugestaltung unter Berücksichtigung der
Aufgabenverteilung stellte sich jedoch aufgrund der Probleme  bei der Bewer-
tung der Aufgaben als nicht praktikabel heraus. Daher wurde eine Änderung des
Aufteilungsschlüssels unter Berücksichtigung des Arbeitsplatzangebotes, der
Einwohneranzahl und des Flächenausmaßes herbeigeführt. Die Politik und die
Verwaltung übernehmen eine entscheidend initiierende und steuernde Funk-
tion und definieren klare Regularien. Was die Wirtschaft anbelangt, so steht die
Schwerindustrie vor massiven Investitionsschritten. Aus Sicht der öffentlichen
Hand wird der weitere Ausbau der Industrie eher unter dem Aspekt der Qualität
(des Industriestandortes) bzw. des Umwelt- und Klimaschutzes und weniger im
Sinne der Quantität (z.B. Arbeitsplätze) begleitet und forciert. Die Dynamik im
Großraum begünstigt die Bestrebungen, die Headquarters wichtiger, internatio-
nal tätiger Betriebe in Linz zu halten oder sie in Linz anzusiedeln. 

Gemeinsamer Wirtschaftsraum
Betriebsansiedlungsgebiete innerhalb von Linz wie z.B. Franzosenhauspark
und Südpark-Linz stehen nicht mehr länger in Standortkonkurrenz zu Gebieten
in der Gemeinde Ansfelden, entlang der A1, sowie in Leonding und Pasching.
Gesteuert durch einen zentralen Wirtschaftsservice erhält der Standort und die
Infrastruktur entsprechende betriebliche Schwerpunkte. Dabei entwickeln
sich jene Betriebe mit hoher Kundenfrequenz schwerpunktmäßig in der Ge-
meinde Ansfelden, Anschluss A1, bzw. in Pasching (Plus-City). Klein- und Mit-
telunternehmen wie Tischler, Bäcker, Hard- und Softwarefirmen sowie Firmen
aus dem Bereich Maschinen- bzw. Werkzeugbau und Kunsthandwerk entste-
hen vornehmlich im Süden von Linz. Aufgrund der fehlenden unmittelbaren
Standortkonkurrenz (alle Gemeinden in einem Wirtschaftsraum) können rela-
tiv großzügig politische Vorgaben betreffend Umweltrelevanz wie z.B. Niedrig-
energiebauweise umgesetzt werden. 

Kooperationsfreudige Wirtschaft
Die Wirtschaft kooperiert eng, hat sich in Clustern organisiert und setzt ge-
meinsam Innovationen um. Dynamische kleine und mittlere Betriebe haben
durch die Zusammenarbeit mit der Industrie vereinfachten Zutritt zu neuen
Märkten und wachsen dadurch erheblich schneller. Im Gegenzug wird der In-
dustrie ermöglicht, frühzeitig Einblick in neue Produkte und Verfahren lange vor
Markteinführung zu haben. Eines der Highlights der letzten Jahre ist der Bau ei-
nes Automobilwerks im Umfeld von Linz, das nicht auf Grund von hohen Förde-
rungen, sondern wegen der Kompetenz und Innovationsbereitschaft des Stand-
ortes und dessen Bevölkerung gebaut wurde. Daneben erkennen Klein- und
Kleinstbetriebe, dass sie im internationalen Wettbewerb bessere Chancen ha-
ben, wenn sie „zusammenarbeiten“. Dieses privatwirtschaftliche Engagement
wird von Seiten der Politik unterstützt und gefördert. Dabei ist das pekuniäre
Prinzip nicht die einzige Prämisse politischen Handelns. Zunehmend werden
Hilfestellungen bei Betriebsgründungen und Übernahmen, Rechtshilfe, Bera-
tungen für PR-Konzepte sowie Know-how geboten. 
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II. Aktive Politik für den Großraum Linz

Die Stadt ermöglicht unbürokratische Behördenverfahren bei Unternehmens-
gründungen bzw. Investitionen. Zahlreiche Serviceleistungen sind für die
Unternehmen und BürgerInnen in den über das Stadtgebiet verteilten dezen-
tralen und multifunktionalen Dienstleistungszentren erhältlich. Rund um das
Neue Rathaus (NRH) bieten das Bürgerservicecenter und sog. Fachcenter
(z.B. Bauen, Gewerbe usw.) – entlang einer sog. „Servicemeile“ – ihre Dien-
ste an. Im städtischen Call-Center werden Anfragen beantwortet und Bestel-
lungen für diverse städtische Produkte entgegengenommen. Per Mausklick
eröffnen sich für den Bürger zeit- u. wegeunabhängige Zugänge zu Informa-
tionen und diversen Verwaltungsleistungen der Region (e-Government). Unter
dem Portal www.region-linz.at werden 2008 die Homepages aller Gemeinden
in der Region integriert. Finanziert wird dieses neue Portal gemeinsam mit der
Wirtschaft (PPP). In Kooperation mit den Gemeinden des Linzer Großraumes
und den Bezirkshauptmannschaften beschränken sich die Dienstleistungen
der Bürgerservicezentren, des Call- Centers und des e-Government nicht nur
auf LinzerInnen, sondern es können auch Leistungen der Umlandgemeinden
(für deren GemeindebürgerInnen) in Anspruch genommen werden.

In Bildungsfragen
Das Schaffen von Arbeitsplätzen und die Fortbildung sind eine notwendige
Grundlage für dieses Szenario. WIFI, VHS, BFI betreiben massive Fortbil-
dungs- und Erwachsenenbildungsmaßnahmen vor allem im technisch-natur-
wissenschaftlichen Bereich. Insgesamt werden die Weiterbildungseinrichtun-
gen mangels qualifizierter Fachkräfte gefördert. Der Schulbereich ist diffe-
renziert und relativ ausgewogen. Durch klare Absprachen in der Region wird
eine große Bandbreite an verschiedenen Berufsbildenden und Allgemeinbil-
denden Höheren Schulen angeboten, die eine Vielfalt an Ausbildungswegen
ermöglichen. Die SchülerInnen lernen schon bald durch forcierte Projektar-
beit, fachübergreifend zu denken und einen engen Bezug zur Berufsrealität
herzustellen.

In der Forschung und Entwicklung
Ganz generell unternimmt Linz seit Anfang des neuen Jahrtausends verstärk-
te Anstrengungen, sich mit Hilfe von Bildungs- und Innovationsoffensiven
noch stärker zu einer Technologie-, bzw. Forschungs- und Universitätsstadt
zu wandeln. Dies gelingt aber nur in Teilbereichen, da mangels Finanzierung
etliche Vorhaben „stecken“ bleiben. Das wissenschaftliche Niveau hat um
2007 zwar in einigen wenigen ausgewählten Kernbereichen mit starkem
Anwendungsbezug eine Vorreiterrolle erreicht, andererseits dümpelt es in
etlichen anderen Fächern auf einem regionalen Niveau dahin. Dies liegt unter
anderem daran, dass die Universitäten aufgrund ihrer im Jahr 2003 erlang-
ten „Autonomie“ und geringerer Budgets unter einen gewissen Finanzie-
rungsdruck gelangt sind, den sie aus eigener Kraft nicht immer austarieren
können. Schwerpunkte werden immerhin – neben der Konzentration auf linz-
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typische Forschungsfelder wie Mechatronik, Chemie, Informations- und Kom-
munikationstechnologie (IKT) – auf Themen der Nachhaltigkeitsforschung
gelegt. Auch die in der Strategie der Johannes Kepler Universität aus 2003
gesamtuniversitär als Aufbauschwerpunkt festgelegten Gender Studies haben
sich – dem internationalen Trend folgend – mit Hilfe von Unternehmen eta-
blieren können. Gerade die Kombination von starkem Anwendungsbezug und
einer doch etwas anderen Perspektive hat zu einer interessanten Positionie-
rung von Linz mit seinem Umland beigetragen. 

Die Hauptstoßrichtungen der Forschung sind Innovationen, die unter Mithil-
fe der industriellen Partnerschaften rasch am Markt umgesetzt werden. Die
enge Kooperation mit Wirtschaft und Industrie ermöglicht es immer wieder,
modernste Erkenntnisse auf diesem Gebiet umzusetzen. Die öffentlichen For-
schungsstellen (Universitäten, FH’s,...) und jene der Industrie sind in einem
Netzwerk organisiert. Regelmäßig erfolgen Abstimmungsgespräche zwischen
den forschenden Stellen, der Wirtschaft und der Stadt. Ein speziell einge-
richteter Venture Capital Fonds sorgt für die Kapitalbasis von Unterneh-
mensgründungen. Die Stadt hat durch entsprechende Infrastruktur dafür
gesorgt, dass die Anmeldung von Schutzrechten und Patentierungen ver-
mehrt und in einer hervorragenden Qualität erfolgt. Auch wenn international
kooperiert wird, liegt der Fokus der Interessen von wirtschafts- wie for-
schungsnahen Unternehmen in der Region. Denn nur so kann eine kritische
Größe  erreicht werden, die es erlaubt, international wettbewerbsfähig zu
sein.

In Verkehrsfragen
Die öffentliche Hand fokussiert ihre Ausgaben verstärkt auf den Ausbau des
öffentlichen Verkehrs. Die Trassenführungen der Busse und der Straßenbah-
nen laufen ungestört vom Individualverkehr und der Öffentliche Verkehr (ÖV)
ist in der gesamten Region vorrangig. Schienengebundene Verkehrsmittel wie
die City-S-Bahn, eine zweite Straßenbahnlinie in der Gruberstraße und die
Weiterführung der Straßenbahn bis Traun werden umgesetzt. Ab 2007 wird
mit einem kräftigen Investitionsschub in das Radwege-Netz und begleitenden
Imagekampagnen der Radfahranteil von sechs auf 15 Prozent gesteigert,
wobei hier Maßnahmen wie das „City Bike Linz“ (nach dem Wiener Vorbild),
das an ausgewählten Standorten Fahrräder gratis zur Verfügung stellt, diese
Steigerungsraten erst ermöglicht. Zur Finanzierung dieses Pilotprojekts wur-
de eine enge Kooperation mit einer Fahrrad-Firma eingegangen. Der Indivi-
dualverkehr besteht weiterhin auf hohem Niveau, allerdings kanalisiert auf
die Hauptachsen. Besonders belastete Wohnungen an Hauptdurchzugs-
straßen werden nach und nach aufgelöst und in Lagerräumlichkeiten oder
Büros umgewandelt. Andere bis dato exponierte Wohnbereiche wurden ver-
kehrsberuhigt. 

Der Besitz von privatem Parkraum ist kein unbedingtes Qualitätskriterium für
das Wohnen in der Stadt. Bewohner-Sammelgaragen werden nur in geringem
Ausmaß von der öffentlichen Hand gefördert. Die Preisgestaltung unterliegt
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dem freien Markt und wird in manchen Bereichen sogar restriktiv gehand-
habt. Der Bewohnerparkraum wird nicht weiter ausgebaut, z.B. bei 600 Woh-
nungen stehen 300 Parkplätze zur Verfügung. Als Mobilitätsausgleich gibt es
eine exzellente Anbindung an den ÖV. Durch die exzellente Nutzungsmi-
schung werden sehr viele Freizeitfahrten vermieden. Gleichzeitig findet eine
Bildung von Subzentren statt.

2010 wurde das ÖV-Angebot mittlerweile soweit verbessert, dass ein
Hauptanteil der Wege mit dem ÖV bewältigt und das Auto nicht oft benötigt
wird (Urlaub, Tagesrandzeiten mit schwacher ÖV-Frequenz, fallweise umfang-
reichere Einkaufsfahrten etc.). Privat-PKWs können daher teils durch Car
Sharing-Angebote substituiert werden. Einschneidende Klimaschutzmaßnah-
men (teure PKW- & LKW-Filter, hohe Treibstoffpreise, Fahrverbote, Internali-
sierung der externen Kosten und damit Kostenwahrheit im  IV) greifen und
werden von der Bevölkerung akzeptiert. 

Konzepte für Park & Ride, unter der Prämisse einer Umsetzung in der Regi-
on, werden realisiert. Dies ergibt Standorte von Parkplätzen und Garagen in
den Randgemeinden wie Engerwitzdorf etc., am Stadtrand und an der A7
Einfahrt. Auch bestehende, in gewissen Zeiträumen nur teilausgelastete Tief-
garagen, etwa beim WIFI, werden in das Konzept miteingebunden, wodurch
sich ein geschlossenes Park & Ride-Netz für alle Haupteinfahrtsstraßen
ergibt. Diese Standorte sind zur Gänze an ein Netz von schienengebundenen
Verkehrsmitteln angebunden.

Durch die Vielzahl der Maßnahmen wird der Verkehr in der Innenstadt  auf
das unbedingt nötige Maß (nicht substituierbarer Verkehr) reduziert. Die
Lärmbelastung und Schadstoffbelastung wird wesentlich weniger. Eine
durchaus funktionierende Koexistenz der verschiedenen Verkehrsträger im
öffentlichen Raum wie IV, ÖV, Fußgänger und Radfahrer hat sich etabliert.
Der motorisierte Güterverkehr wächst aber trotzdem weiter an. Dies liegt aller-
dings außerhalb des unmittelbaren Einflussbereiches der Stadt Linz (regula-
tive Maßnahmen sind nur im Innenstadtbereich möglich) und kann nur über
Druck auf Land und Bund beeinflusst werden.

III. Image-Kampagne für den Großraum 

Die Region ist aber nicht nur Wirtschafts- und Forschungsstandort. Die
gesamtheitliche Betrachtung des Großraums erleichtert die Verbesserung der
Lebensqualität, wobei sowohl der Wirtschaftsraum Linz als auch der Touris-
mus von diesen Aktivitäten und Initiativen profitieren.

So strebt in einer breit angelegten Kampagne die Stadt Linz im Frühjahr
2006 mit dem Slogan „Großraum Linz: Nachhaltigkeit par excellence“ eine
Image-Korrektur des Großraums Linz an. Zielgruppe dieser Werbeoffensive
sind zum einen höher qualifizierte Menschen aus dem EU-Raum, die auf-
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grund der optimalen weichen Standortfaktoren zum Zuzug in die Region
bewegt werden sollen, zum anderen die Wirtschaft, um den Großraum Linz
als idealen Ort für Firmensitze/neugründungen zu promoten. Diese Vermark-
tungsidee wird von der ansässigen Bevölkerung vorerst mit Kopfschütteln und
Skepsis aufgenommen, sie beginnt aber nach und nach – vor allem aufgrund
gelungener Vorzeigeprojekte – auf eine gewisse Gegenliebe zu stoßen. In die-
sem Zusammenhang ist vor allem auf die Trendzone „Linz Mitte“ zu verwei-
sen, in der seit 2005 ein differenziertes und qualitätsvolles Wohnangebot
entstand, das unterschiedlichste Wohnformen wie z.B. sehr billiger Wohn-
raum, Familienwohnungen mit Grünraum, Lofts, temporäres Wohnen, betreu-
bares Wohnen, Jugendwohngemeinschaften und vieles andere mehr. Erreicht
wurde dies mit Hilfe kooperativer Planungsprozesse, d.h. Einbindung von
Fachleuten und Bürgern auf breiter Basis. Integriert in diesem Konzept sind
außerdem gewerbliche Nutzungen und kulturelle Einrichtungen. 

Der Magistrat Linz gemeinsam mit den Umlandgemeinden erkennt also nach
und nach den Zug der Zeit, besinnt sich verstärkt auf die Lebensqualität sei-
ner Bürgerinnen und Bürger und beginnt in einem zweiten Anlauf (ab 2008)
massiv auf die Notwendigkeit einer Integration von sozial, ökonomisch und
ökologisch verträglichem Wohnen und Leben hinzuweisen. Der Sinnhaftigkeit
ökologisch verträglichen Bauens (klimabewusst, Niedrig-Energie-Wohnen,
Nutzungsmischungen), einer Energieversorgung mit geschlossenen Kreisläu-
fen und erneuerbaren Energieträgern sowie der Einschränkung des Individu-
alverkehrs zum Wohle aller wird das Wort geredet. Diese Kampagne wird
begleitet von ganz konkreten Maßnahmen, die besonders die Verkehrsproble-
matik in den Griff zu bekommen versuchen.

IV. Auswirkungen im Gesundheits- und Sozialbereich

Während beim Verkehr der Focus der Nachhaltigkeit auf den Themen Öffent-
licher Verkehr in Verbindung mit Park & Ride liegt, versucht die Stadt 2005
im Gesundheits- und Sozialbereich trotz Finanzknappheit antizyklisch in
Präventivprogramme zu investieren. Hilfe wird möglichst frühzeitig und damit
human und kostengünstig geleistet. Die Hilfe erfolgt in einer Form, die Men-
schen möglichst (rasch) unabhängig von öffentlichen Leistungen macht. Von
den Professionellen wird Hilfe zur Selbsthilfe geleistet. In diese Art der
Unterstützung wurde und wird primär investiert. Dadurch sinken langfristig
die „Reparaturkosten“. Man hat erkannt, dass sich Präventionsmaßnahmen
für ganze Bevölkerungsgruppen mehr rechnen und nachhaltiger wirken, als
teure Kriseninterventionen im Einzelfall. 

Freie Träger bieten „Elternkompetenz-Zentren“ im Auftrag der Jugendwohl-
fahrt an, um die Erziehungskompetenz der Eltern zu steigern. Dies hat bereits
dazu geführt, dass 2011 spürbar weniger in Maßnahmen der Jugendwohl-
fahrt investiert werden musste. Es ist gelungen, Nachbarschaftshilfe anzure-
gen; HelferInnen aus verschiedenen Berufsgruppen (z.B. PädagogInnen,
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SozialarbeiterInnen, PsychologInnen) unterstützen Eltern in ihren Erzie-
hungsaufgaben. Von den Professionellen wird Hilfe zur Selbsthilfe geleistet. 
Weiters wurde in den Jahren 2005 - 2007 in Modelle zum Arbeitseinstieg für
Jugendliche investiert. Dies wurde notwendig, weil durch die Abschaffung der
Frühpension und die Hinaufsetzung des Pensionsalters nur wenige Arbeits-
plätze für junge Menschen zur Verfügung standen. Da der gelungene Einstieg
in den Arbeitsmarkt ein zentraler Punkt für die soziale Integration und somit
für die Unabhängigkeit von öffentlichen Unterstützungen wie z.B. Sozialhilfe
ist, wurden gemeinsam von Linzer Betrieben und Stadtverwaltung ein regio-
naler Schwerpunkt zur Arbeitsintegration von Jugendlichen gesetzt, der dazu
geführt hat, dass die Betriebe verpflichtet sind, je nach Größe eine bestimm-
te Anzahl von Lehr- und Anlehrplätzen für Jugendliche bereitzustellen.

Das in der Sozialhilfe 2002 bereits begonnene Clearingmodell für erstmalige
AntragstellerInnen wurde in Verbindung mit der Sozialhilfearbeit ausgebaut.
Es wurde u.a. ein Leasingmodell entwickelt, in dessen Rahmen Personal für
Firmen gegen Teilkostenersatz zur Verfügung gestellt wird und durch Arbeit-
sassistenz ein Verbleib in der Firma unterstützt wird. Für benachteiligte
Bevölkerungsgruppen (Jugendliche, Sozialhilfe-EmpfängerInnen, Frauen)
gibt es Trainings- und Mentoringprogramme, die den Berufseinstieg erleich-
tern sollen. Unternehmen beteiligen sich aktiv – auch finanziell – im Rahmen
von Private-Public-Partnerships an den Maßnahmen zur Sicherung dieser
Struktur und profitieren auch davon.

Durch Stadtteilarbeit in enger Vernetzung mit und im Auftrag der politisch
Verantwortlichen wird die Bevölkerung aktiviert, in möglichst hohem Maß
eigenverantwortlich zu sein. Selbsthilfepotenziale werden durch Fachleute
eröffnet und gefördert. Die Stadtteilarbeit begann mit einem Gemeinwesen-
arbeitsprojekt im Franckviertel in den 90er Jahren und wurde dann 2003 mit
der Stadtteilarbeit zur Besiedelung der solarCity erweitert. Es folgten 2004
die Stadtteile Auwiesen und 2005 Neue Heimat/Zöhrdorf. An der Finanzie-
rung beteiligten sich die Wohnbaugenossenschaften, die ein hohes Interesse
am sozialen Frieden in ihren Siedlungen hatten. Insbesondere in der solarCity
zeigte die begleitende Quartiersarbeit insofern Wirkung als es, wie in einer
Evaluierung 2010 nachgewiesen werden konnte, verglichen mit den Stadt-
teilen Auwiesen und Ennsfeld signifikant weniger soziale Spannungen und
Interventionsbedarf durch die öffentliche Hand (z.B. Jugendwohlfahrt) gab.

In der Altenbetreuung gibt es eine Priorität für mobile Betreuung; sofern die-
se im Einzelfall möglich ist. Stationäre Betreuung, Tageszentren und Mobile
Dienste arbeiten eng zusammen und ergänzen sich. In den neu errichteten
Seniorenzentren wird seit 2008 darauf geachtet, immer auch Jugendliche zu
integrieren. Angeschlossen an ein Seniorenzentrum ist z.B. eine Jugend-
wohngemeinschaft. Die Infrastruktur wird gemeinsam genutzt, die jungen
Menschen werden im Rahmen ihres Berufstrainings im Seniorenzentrum ein-
gesetzt. Dadurch konnte man die Spannungen, die es 2003/2004 in den
Seniorenzentren zwischen BewohnerInnen und jugendlichen Gruppen gab, in
den Griff bekommen.

29

Szenario „Kooperation und Partizipation“

Priorisierung der
mobilen Alten-
betreuung 



Sport erhöht die
Lebensqualität und
die Attraktivität des
Standortes

Möglichst vollstän-
dige Abdeckung
aller Kultursparten

Im Gesundheitsbereich ist es gemeinsam mit Versicherungsträgern gelungen,
ein treffsicheres Prophylaxesystem aufzubauen. Es gibt folgende Prophylaxe-
schwerpunkte: Ernährungsverhalten, Umgang mit Stressfaktoren, Bewegung
und Sport sowie Suchtprophylaxe. Es hat in den Jahren 2007/2008 Kampa-
gnen zur Bewusstseinsbildung in enger Kooperation zwischen den Fachleu-
ten aus Gesundheits- und Sozialbereich gegeben, da man erkannt hat, dass
sozial und wirtschaftlich benachteiligte Bevölkerungsgruppen auch im
Gesundheitsbereich noch benachteiligt sind.

Was körperliche Betätigung jenseits der Prophylaxe anbelangt, so ist die
bewegungs- und sportorientierte Linzer Freizeitszene geprägt vom kundenori-
entierten Wandel. Die Individualsporttreibenden finden ausreichende Betäti-
gungsmöglichkeiten in einer Vielfalt von Sportanlagen. Die Vereinssportler
kooperieren mit den ungebundenen Sporttreibenden in der Form, dass die
Vereinssportanlagen kontrolliert auch für Nicht-Mitglieder geöffnet werden.
Die Sportarten werden nach den Bedürfnissen der Bevölkerung gefördert.
Neue, trendige Bewegungsformen werden forciert. Die Sportanlagen verän-
dern sich in Richtung Multifunktionalität. Der Leistungssport wird als Motor
für den Breitensport gleichrangig mit diesem gefördert.

Die Eventlandschaft „Sport“ bietet ein buntes Bild mit unterschiedlichsten
Aktivitäten – vom internationalen Bewerb in olympischen Sportarten (mit
internationalem Medienecho) bis zur lokalen Beachsportparty mit tausenden
Teilnehmern. (vgl. Sportentwicklungsplan SEP 2003).

V. Breite Kulturpolitik

Ein weiteres wichtiges Element zur Steigerung der Lebensqualität und des
Wohlbefindens in der Region ist ein Kulturangebot, das die Bedürfnisse aller
Bevölkerungsschichten abdeckt. Dafür spricht unter anderem der in Linz
schon lange forcierte „Kultur für Alle“-Ansatz und die Bewerbung zur
„Europäischen Kulturhauptstadt 2009“, für die der Zuschlag 2004 erfolgte.
Dieses Faktum allein hat schon ab 2005 zu einer Dynamisierung des Kultur-
lebens in Linz geführt sowie zu einer noch klareren Positionierung der Stadt
bzw. der Region. Die Chance auf eine weiterhin eigenständige Entwicklung
wurde bewusst wahrgenommen und man konnte sich geschickt zwischen den
großen traditionellen „Kunst-Zampanos“ Salzburg und Wien behaupten. 

2009 und darüber hinaus
Auf der Basis dieses Entwicklungsprozesses und des Kulturentwicklungs-
plans (KEP 2000) baute Linz in den ersten zehn Jahren des 21. Jahrhunderts
seine zentralen Schwerpunkte weiter aus und konnte diese – v.a. mithilfe der
kräftigen Finanzspritze „2009“–  weiterentwickeln. Vor diesem Hintergrund
ist auch die doppelte kulturpolitische Ausrichtung der Stadt zu verstehen:
Zum einen Richtung BürgerInnen und KonsumentInnen aus der Region, zum
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anderen Richtung Positionierung im internationalen Kontext. In Fortführung
von „Linz 2009“ und auch im Sinne einer gewissen Nachhaltigkeit der
„europäischen Kulturhauptstadt“ betreibt Linz daher ein Kultur- und Frei-
zeitprogramm mit dem Hauptaugenmerk auf eine möglichst vollständige
Abdeckung aller Kultur- und Freizeitsparten. Ziel dieses Konzeptes ist es, den
Zugang zu den kulturellen Einrichtungen und Angeboten zu erleichtern. Das
bedeutet auch die Fortsetzung und Neuinterpretation des „Kultur für
alle/Kultur durch alle“ Ansatzes, der in Linz eine eigenständige Tradition hat.
In dieser Entwicklung haben das klassische Repertoire eines Musiktheaters,
das 2009 eröffnet wurde, genauso ihren Platz wie spezifische Angebote
regionaler Kultur, in denen die Bevölkerung selbst eine aktive und gestalten-
de Rolle einnimmt. Ein Projekt unter dem Titel „Kindheit in Linz“ ermöglicht
zum Beispiel den Menschen in der Stadt ihre eigenen Bezugspunkte und
Erinnerungen öffentlich zu machen und den alltags- und kulturgeschichtli-
chen Blick auf die Stadt zu vertiefen und inhaltlich anzureichern.

Gleichzeitig wird im Kontext von „Linz 2009“ ein starker Fokus auf die inter-
nationale Positionierung von linztypischen Schwerpunkten gelegt. Das
betrifft vor allem – analog zum KEP – die Felder „Technologie und Neue
Medien, Offene Räume und Freie Szene“. Dabei wird versucht, regionale
KünstlerInnen durch internationale Austauschprogramme für das überregio-
nale Kunstgeschehen fit zu machen. In diesem Kontext spielen besonders
auch die Institutionen vor Ort, wie O.K Centrum für Gegenwartskunst, Ars
Electronica Center und Lentos mit ihren ohnehin schon bestehenden Aus-
landsverbindungen eine wichtige Rolle. Sie beraten und begleiten die heimi-
schen KünstlerInnen bei der Standortauswahl ihres Auslandsaufenthalts und
stellen schon im Vorfeld wichtige Kontakte für diese her. Ebenso unterstüt-
zen hochwertige Ausbildungsprogramme der Linzer Kunstuniversität die Pro-
filierung der heimischen StudentInnen. „Artist in Residence“-Programme
wiederum holen anerkannte WissenschaftlerInnen, MedienkünstlerInnen und
-theoretikerInnen nach Linz. Ganz besonders trägt aber auch die Vielzahl der
2009 abgehaltenen Symposien und Round-Table-Gespräche in Linz dazu bei,
ein inspirierendes und kreatives Flair in der Region zu etablieren. Die Viel-
zahl der Themen wie „Öffentlicher Raum – Offene Räume“, „Interfacing
Access“ und vieles andere mehr haben teilweise wie Initialzündungen gewirkt
und etlichen Anlass zu Eigeninitiative geboten. Große internationale Beach-
tung findet auch das Projekt „365 Tage – 365 Frauen“, welches künstleri-
sche und gestalterische Aktivitäten von Frauen in den Mittelpunkt steht.

Durch diese Ansätze zur Internationalisierung kann ab 2009 ein ausgezeich-
neter und effizienter Kompetenztransfer von internationalen Strömungen und
Entwicklungen in die Region ermöglicht werden. Durch vielfältige Kontakte
von heimischen Kunstschaffenden und internationalen ExpertInnen entsteht
so ein eigenständiges und unverwechselbares Profil und die Region positio-
niert sich voller Zukunftsorientierung und Dynamik. Ausgewählte Schwer-
punktthemen der heimischen Institutionen wie Medienkunst, Informations-
technologie und Medienkunstgeschichte tun ihr Übriges, um Linz seinen gut-
en Namen in diesem Kontext zu erhalten. In den Jahren zwischen 2005 und
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2010 haben sich außerdem eine Reihe von Kulturinitiativen gebildet, die
sich auf unterschiedlichste Weise mit den einstmals „neuen Medien“
beschäftigen. Zwischen dem Medienzentrum Linz, welches für eine breite
Ausbildung im inner- und außerschulischen Bereich in Sachen Radio und
Fernsehen sorgt, sowie den zwei konkurrierenden, nichtkommerziellen Regio-
nalradios und dem Internetfernsehen gibt es stabile Zusammenarbeit. 

Anlässlich der Kulturhauptstadtvorbereitungen wurde mit Unterstützung des
AEC, den Seniorenverbänden und der mobilen Altenhilfe ein Seniorennetz-
werk aufgebaut, welches traditionelle Ansätze der Kultur, aber auch der
Nachbarschaftshilfe in diesem Alterssegment längst in den Schatten stellt.
Auch im Bereich der traditionellen Kulturveranstalter ist E-Mail und Internet
nicht mehr wegzudenken. Konzerte und Theateraufführungen integrieren
Video und Internet nicht nur ästhetisch in ihre Aufführungen, sondern zuneh-
mend werden Aufführungen auch selbstverständlich per Streaming ins Haus
geliefert. Festzuhalten ist weiters, dass das Projekt „Linz – Europäische
(Medien-) Kulturhauptstadt 2009“ ein ganz wesentlicher, wenn nicht der
entscheidende Motor für diese positive Entwicklung war. In der Folge wurde,
ganz im Sinne eines nachhaltigen Ansatzes, versucht, diese positive Ent-
wicklung weiterzutreiben und durch übergreifende Strukturen sowie ein inter-
disziplinäres Zusammenwirken ein vernetztes und auf den definierten
Schwerpunkten basierendes Gesamtangebot zu schaffen.

VI. Nachhaltige Stadt- und Regionalentwicklung

Die nachhaltige Stadtentwicklung und die Erfolge insbesondere in den Berei-
chen Verkehr, Gesundheit, Soziales und Kultur sind nur durch Engagement
vieler Bürgerinnen und Bürger möglich. Außerdem verstehen Stadtregierung,
Gemeinderat und Kommunalverwaltung sowie öffentliche und gemeinwirt-
schaftliche Unternehmen ihre Gestaltungsaufgabe umfassend und erfüllen
sie aktiv. Die Stadt Linz fördert Partizipation, indem sie deutlich macht, dass
Beiträge der BürgerInnen zur Planung öffentlicher Projekte und zur Organi-
sation öffentlicher Programme nach ernsthafter Prüfung in geeigneter Form
realisiert werden, ohne dass aber städtische Vorhaben in der Regel durch
Volksentscheid entschieden werden und das politische Mandat ausgehöhlt
wird. Sie motiviert die BürgerInnen, indem sie ihnen Möglichkeiten zur Par-
tizipation und Kooperation benutzerfreundlich einräumt und die Menschen
zu deren Nutzung motiviert. Hier machen sich die Förderungen der allgemei-
nen Bildung und der Anwendung von Informations- und Kommunikations-
technologien durch die Stadt Linz bezahlt, welche die Technikfeindlichkeit
und Bildungsvorbehalte wesentlich reduzieren und überwinden helfen. Die
notwendigen Vorkehrungen für die Bürgerbeteiligung unter Nutzung von
Internet (e-Democracy) sind ebenfalls optimal ausgebaut. Bedenken gegenü-
ber einer etwaigen Bevormundung (einem wohlwollenden Paternalismus) wer-
den durch die Strategie der Aktivierung der BürgerInnen in ihrer politischen
Mündigkeit und ihres gesellschaftlichen Engagements zerstreut oder zumin-
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dest relativiert. So erfolgen z.B. Planungsaktivitäten im öffentlichen Raum –
wie z.B. Verkehrsberuhigungsmaßnahmen oder die Attraktivierung des Woh-
numfeldes – ausnahmslos unter Einbeziehung der betroffenen BürgerInnen.
Zur Sicherstellung wird Bürgerbeteiligung im Statut normiert und entspre-
chende Instrumente (z.B. Konzept „Planungszelle“) institutionalisiert. 

Positiv für die Entwicklung der Stadt erweisen sich Sparmaßnahmen in der Ver-
waltung. Kosten-Nutzen-Überlegungen bestimmen die Form der Leistungs-
erbringung. Auch alternative Formen der Leistungsbereitstellung, vor allem
das Outsourcing (Vergabe von Leistungserstellung in bestimmten Bereichen
nach außen an erwerbswirtschaftliche Unternehmen oder NGOs bzw. NPOs,
ohne aber gleichzeitig die öffentliche Verantwortung für die Bereitstellung der
staatlich spezifizierten Leistungen aufzugeben) werden verstärkt eingesetzt.
Bereiche, die nicht Pflichtaufgaben (gesetzliche Aufgaben, Daseinsvorsorge
etc.) der Stadt darstellen und deren Steuerung nicht primär im politischen
Interesse liegt, werden ausgelagert. Eine große Rolle für Teilbereiche spielen
dabei die GWG und Linz AG, die auf Grund der Eigentumsverhältnisse die
gewünschten Rahmenbedingungen bieten.

Als Indikator für den Aktivitätsgrad der Stadt kann die Anzahl der städtischen
MitarbeiterInnen betrachtet werden. Sie beträgt in diesem Szenario etwa
1500. Diese Zahl erklärt sich – trotz Restrukturierung, partiellem Outsour-
cing und e-Government – aus dem breiten Aufgabenspektrum und den engen
Kontakten zu den BürgerInnen. Die Stadtverwaltung ist nun für die Bürger in
beinahe allen behördlichen Belangen zentrale Anlaufstelle. Durch eine opti-
mierte und neu strukturierte Ablauf- und Aufbauorganisation (z.B. Backoffi-
ce/Frontoffice-Organisation) können die dafür erforderlichen Personalressour-
cen gering gehalten werden.
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Abstract

Intensive Koopera-
tionen zwischen
Forschungseinrich-
tungen, Unterneh-
men und der Stadt

Die Linzer Universitäten gemeinsam mit den Wirtschaftsunternehmen
fokussieren ihr Engagement und ihre Aktivitäten auf anwendungsorientier-
te Forschung, wissensintensive Berufe und „immaterielle Arbeit“ und inve-
stieren massiv in Aus- und Weiterbildung. Multimediale Erlebnisräume prä-
gen die Freizeitkultur (Spiel + Bildung) und neue Medien und Technologi-
en sind selbstverständlicher Bestandteil des Alltags. Hochqualifizierte
Dienstleistungsberufe werden gefördert (NetzwerkspezialistInnen, Kommu-
nikationsberaterInnen, GesundheitsexpertInnen, DesignerInnen und Gestal-
terInnen etc.). Diese sogenannten WissensarbeiterInnen, deren Spezialwis-
sen in verschiedenste Kontexte (lokal und international) übertragbar ist,
schaffen ein Klima der Dynamik und Flexibilität.
Die wirtschaftliche Entwicklung der Stadt Linz bzw. des Großraums wird
primär von einer Allianz aus Wirtschaftsunternehmen, universitären und
außeruniversitären Forschungsinstituten und innovativen, „zukunftsmoti-
vierten“ BürgerInnen bzw. ArbeitnehmerInnen getragen. Der Verwaltung
hingegen, mit Tendenz Richtung Outsourcing, Restrukturierung und Ver-
schlankung, kommt in diesem Szenario eine eher nachgereihte Rolle zu. 
Das Phänomen der „Stadtflucht“ hält an und die BewohnerInnen von Linz
ziehen unter anderem aus Kostengründen in die Umlandgemeinden. Ver-
stärkt wird dieser Trend durch die zunehmende Mobilität der hochqualifi-
zierten „WissensarbeiterInnen“, deren Bedürfnis nach einem Eigenheim im
Grünen als Kontrast zum Berufsleben besonders stark ausgeprägt ist.
Dadurch kommt es zu einer Fortschreibung bereits vorhandener Negativ-
entwicklungen – wie unkontrollierte Siedlungsentwicklung und eine hohe
Anzahl an Einpendelfahrten in die Stadt Linz sowie den daraus resultieren-
den Folgeproblemen (Verkehrsstau, Lärm- und Schadstoffbelastung, Treib-
hausgasemissionen und Flächenverbrauch).
Die große Gefahr dieses Szenarios ist das Entstehen einer Zwei-Drittel-
Gesellschaft, wobei die Wissensgesellschaft – so nicht politisch gegenge-
steuert wird – zwar tendenziell die Kluft zwischen „Arm und Reich“ ver-
stärkt, aber nicht die alleinige Ursache der wachsenden Schere in der
Bevölkerung ist.

I. Schwerpunkt: Bildung, Forschung und neue Medien

Gemeinsam mit der Stadt Linz starten die Universitäten und einige ausge-
wählte Großunternehmen im Jahr 2007 die breit angelegte Offensive „Acces-
sing Knowledge“. Zwei Ziele werden damit verfolgt: Zum einen soll die Wei-
terbildungsquote bei den Erwachsenen gesteigert werden, zum anderen soll
auf die ganz besondere Rolle von Wissen für Innovation und  Wirtschafts-
wachstum im globalen Wettbewerb hingewiesen werden. Die allgemeine
Bedeutung von Wissen wird hervorgehoben sowie dessen konkrete Anwen-
dung und Umsetzung werden forciert, um mögliche Nachwuchsprobleme vor
Ort hintan zu halten. 

Außerdem versucht man die Weiterbildungsquote bei den Erwachsenen zu
erhöhen. Tatsächlich gelingt es, die AkademikerInnenquote zumindest in der
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Region deutlich ansteigen zu lassen, sie liegt 2012 weit über dem öster-
reichischen Durchschnitt (15%) und nähert sich vergleichbaren EU-Ländern
(20%) an. Besonders erfreulich ist, dass die Quote der Akademikerinnen
massiv angehoben werden konnte, vor allem in den technisch-naturwissen-
schaftlichen Einrichtungen stiegen die Absolventinnen-Zahlen deutlich. Dies
ist zum Teil Resultat des Projektes „Tequality. Technik, Gender, Equality“,
das vor Jahren an der Johannes Kepler Universität im Rahmen der gesamtu-
niversitären Implementierung von „Gender Studies“ als interdisziplinäres
Projekt begonnen wurde. Seine anwendungsorientierten Ergebnisse führten
zu einem Maßnahmenpaket, das als ein Schritt in Richtung „Degendering
Science“, (d.h. als Schritt in eine Zukunft, in der den Geschlechterverhält-
nissen keine strukturelle Wirkungskraft auf die und in den „Wissenschaften“
zukommt) international Beachtung fand.
Dieser Umstand der hohen AbsolventInnenquote ist nicht nur den diversen
medialen Offensiven zu verdanken, sondern ganz konkreten Förder- und Inve-
stitionsprogrammen (Förderung der Mobilität bei Studium und Forschung;
Internationale Austauschprogramme en gros; großzügige, von Firmen gespon-
serte Stipendien), sowie einem Klima der Offenheit und der Experimentier-
freude, das von den Unternehmen im Linzer Raum getragen wird. 

Neue Forschungsinstitute
Der Campus am Auhof-Gelände ist in einem ständigen Erweiterungsprozess
begriffen. Neben neuen Universitätsinstituten siedelt sich dort eine eigens
gegründete Privatuniversität mit den Schwerpunkten „Management“ und
„Informations- und Kommunikationstechnologien“ an. Dadurch entsteht zwi-
schen den beiden Universitäten ein Klima der Konkurrenz, was – als positi-
ves Stimulans interpretiert – zu noch mehr Aktivismus beiderseits führt. Auf
dem Gelände des Parkplatzes entsteht 2009 ein großzügiges Gebäude mit
Arbeitsräumen und Wohnmöglichkeiten. Damit wird ein neuer Typus (F&E
Hotel, Science Hotel) einer kreativen Arbeits- und Wohneinheit im Wissen-
schaftsbereich angestrebt, der aufgrund seiner High-Tech-Ausstattung unbe-
schwertes Arbeiten und Kommunizieren auf höchstem Niveau ermöglicht.
Entscheidend ist auf diesem neuen Campus auch der Mix der inhaltlichen
Schwerpunkte – es finden sich technische Hardcore-Themen dicht an dicht
mit kulturwissenschaftlichen Fächern. Letztere orientieren ihre Forschungs-
interessen an den Schwerpunkten der Linzer Universität. Außeruniversitäre
Forschungsinstitute wie das Fraunhofer Institut gemischt mit Universitätsin-
stituten tun ein übriges, um die Lebendigkeit des großen Uni-Areals zu
sichern (vgl. Science Park).

Wissenschaftliche Spitzenleistungen
Das wissenschaftliche Niveau hat in ausgewählten Kernbereichen (Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien, Maschinenbau, Werkstoff-For-
schung, Chemie, Produktdesign, Culture & Technologies) mit starkem Anwen-
dungsbezug eine internationale Vorreiterrolle erreicht. Die enge Kooperation
mit Wirtschaft und Industrie ermöglicht es immer wieder, modernste Erkennt-
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nisse auf diesen Gebieten umzusetzen. Die Hauptstoßrichtungen der For-
schung sind Innovationen, die mithilfe der industriellen Partner rasch am
Markt umgesetzt werden. Auch die Wirtschaft profitiert von den intensiven
Kooperationen mit der Forschung. Neben dem Universitätsgelände entstehen
vor allem im Betriebsbaugebiet „Industriezeile“ und im Gebiet des Winter-
hafens Gründerzentren bzw. Inkubatoren im Bereich „Software Engineering“
und „Neue Werkstoffe“, in denen neue wirtschaftliche Betätigungsfelder auf
dem Markt getestet werden. Dieses experimentelle Klima wirkt selbstverstär-
kend und schafft in einigen Sparten eine Dynamisierung. 

Modernste Kommunikations- und Informationstechnologien
2015 ist die Vollversorgung der Linzer Haushalte mit Internet-Anschlüssen
erreicht und ähnlich selbstverständlich wie seit der Mitte des 20. Jahrhun-
derts die Strom- oder Wasserversorgung. Einerseits wurde der Internetan-
schluss zum Standard in Neubauwohnungen, wobei strukturell bisweilen
benachteiligte Stadtteile (z. B. Franckviertel) mit einem Sonderförderungs-
programm bedacht worden sind. Andererseits gab es viele private Initiativen,
die von den herkömmlichen Internet-Providern unabhängig werden wollten
und mithilfe von Wireless-Technologien, die die drahtlose Funkvernetzung
öffentlicher oder privater Räume ermöglichen, schnell und unkompliziert ins
Internet gelangten. Ganz besonders in der Trendzone Linz-Mitte (ehemaliger
Frachtenbahnhof) und Alturfahr West entstanden eigenständige „Wi-Fi-Com-
munities“1 bestehend aus unabhängigen Kulturinitiativen, Einzelpersonen
und Kleinunternehmern. Auch die Gründung eigener Unternehmens- und
Arbeitszentren im Gebäude der Brau-Union (Lenaupark) bzw. im alten Milch-
hof (Westumfahrung) von und für selbstständige MarketingexpertInnen,
Medienfachleute, GrafikerInnen, DesignerInnen,  ArchitektInnen, usw. war
für diese Entwicklung wichtig.

Doch nicht nur die technische Komponente war in den letzten Jahren bedeut-
sam: In einer von der Wirtschaft massiv unterstützten Bildungsoffensive, bei
der die Volkshochschulen eine zentrale Rolle spielten, ist es gelungen, den
Anteil der aktiven Internetnutzer auf 2/3 der Bevölkerung zu heben. Trotz der
vorhandenen Budgetknappheit der öffentlichen Hand war der sinnvolle
Umgang mit digitalen Medien und Technologien über drei, vier Jahre ein zen-
trales Leitthema bei Stadtteilfesten, in Seniorenclubs, Jugendzentren etc.

Die neuen Medien sind auch selbstverständlicher Schwerpunktaspekt in der
Kunst- und Kulturvermittlung. Ob Kunstuniversität, Musikschule, bildneri-
sche Erziehung und Fächerangebote im Regelschulwerk, Museen, Veranstal-
tungsgestaltung im Allgemeinen – überall haben enorme Umwälzungen statt-
gefunden, die sich z.B. in der Namensgebung niederschlagen (Bildnerische
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1 Wi-Fi (kurz für „wireless fidelity“) ist die geläufigste Bezeichnung für ein Hochfrequenz-Wireless Local
Area Network (WLAN) und entspricht der 802.11b-Spezifikation des Institute of Electrical and Electro-
nics Engineers (IEEE). Wi-Fi-Technologie ist dabei, sich schnell Akzeptanz als Alternative zu den verka-
blelten LANs (Local Area Network) zu verschaffen und kann in einem Unternehmen, zu Hause oder als
öffentlicher Hotspot betrieben werden.
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Erziehung heißt etwa „Digitale und Bildnerische Kunsterziehung“) und in der
Angebotspalette der einzelnen Institutionen Ausdruck finden. Der am Anfang
des Jahrhunderts an der Kunstuniversität eingeführte Forschungs- und Bil-
dungsschwerpunkt digitale Medien boomt in den Folgejahren und wird ent-
sprechend ausgebaut. Intensive Kooperationen mit dem AEC sowie mit Inve-
storen und KooperationspartnerInnen aus dem amerikanischen und asiati-
schen Raum (Indien, Japan, Korea) schaffen ein inspiratives Klima und inter-
nationale Vernetzungen.

Eine besondere Linz-Facette liegt auch darin, dass der öffentliche Raum als Er-
fahrungs- und Experimentierfeld für digitale Kultur besondere Wertschätzung
erfährt. In „Digitalparks“ können SchülerInnen ihre Hausübungen auf einem
Pocket-PC – mittlerweile so flach, dass er in einer Geldbörse Platz findet – ent-
spannt in der Natur erledigen, wobei ihnen die außergewöhnlich hohe Dichte
an Hotspots2 allerorts eine exzellente Netzqualität bietet. Dabei konkurrieren
kostengünstige Standard-Produkte mit kostspieligen High-End-Geräten, die
ihren BesitzerInnen deutliche Image-Vorteile verschaffen. Auch die Pflicht-
schulen folgen dem Zug der Zeit. Bilinguale Volksschulen (Deutsch/Englisch
als gleichberechtigte Unterrichtssprachen), massive Forcierung der Mehrspra-
chigkeit (Französisch, Spanisch, Tschechisch etc.), Laptop-Klassen, Online-
Learning prägen die Schulstunden. 

Klangwolke, LinzFest und Pflasterspektakel, aber auch viele Veranstaltungen der
klassischen Kultureinrichtungen kommen weitgehendst ohne Flyer und Folder
bzw. Orientierungsplakate aus; ein benutzerfreundliches digitales Infosystem
vermittelt laufend über verschiedene Interfaces (Internet, PDAs, Screens im öf-
fentlichen Raum etc.) alle notwendigen Informationen sowie Hintergrundwissen. 

II. Die Rolle der Stadtverwaltung

Auch wenn die Stadt in Bildung investiert, zieht sie sich in vielen anderen
Bereichen – bei steigender Budgetknappheit und einer Tendenz im Rahmen
der öffentlichen Verwaltungen zu restrukturieren bzw. zu rationalisieren – auf
ihre Kernkompetenzen zurück. Der Liberalisierungstrend macht es jedoch um
so bedeutender und notwendiger, dass die Stadt zumindest ihre Position im
Kernbereich städtischer Aufgabenerfüllung bewahrt und dort die Aufgaben
effizient und effektiv erfüllt. Die Stadt versucht Tätigkeiten, die bis dato bei
der öffentlichen Hand lagen, an die GWG, Linz AG und externe Anbieter out-
zusourcen. Dabei werden Ziele vereinbart, Strategien vorgegeben, Produkte
abgenommen und Qualitätskontrollen durchgeführt. Externe Anbieter erhal-
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2
Für Nutzer von tragbaren Computern, die für Wireless Connectivity ausgelegt sind, bietet ein Hotspot

Internetverbindung und Virtual Private Network (VPN)-Zugriff vom betreffenden Ort aus. Z. B. kann ein
Geschäftsreisender mit Notebook, das für Wi-Fi ausgestattet ist, auf das Internet zugreifen und Verbin-
dung zum eigenen Unternehmen aufnehmen. Hotspots bieten Zugriffsgeschwindigkeiten, die Breitband-
verbindungen ähnlich sind, und entspechen damit den Anforderungen für Internetnutzung durch Note-
books, Tablet-PCs und PDAs (Personal Digital Assistants). Öffentliche Hotspots findet man in Flughäfen,
Bahnhöfen, Hotels, Veranstaltungszentren, Cafés usw. 
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ten in der Regel den öffentlichen Auftrag für längere Zeit, um die BürgerIn-
nen durch häufigen Anbieterwechsel nicht zu verunsichern. Dadurch besteht
die Notwendigkeit des ständigen Monitorings durch die öffentliche Hand.
Gegen Ende des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts treten vermehrt
Datenschutzprobleme auf, da die privaten AnbieterInnen weniger Augenmerk
auf die im öffentlichen Sektor üblichen Datenschutzmaßnahmen legen. 

Voraussetzungen für die wirtschaftspolitisch erfolgreiche Durchführung des
Konzepts „Gewährleistende Stadt“ sind ein hinreichender wirtschaftspoliti-
scher Gestaltungsspielraum der Stadt und gesamtwirtschaftliche Effizienz
fördernde Rahmenbedingungen. Daneben schränken die Entwicklung des
EU-Rechts, und eine – nach heftigen Debatten – abgeschwächte Form des
Dienstleistungsabkommens (GATS) der WTO die wirtschaftspolitische Kom-
petenz der Kommunen nicht wesentlich ein.

III. Die Rolle der Wirtschaft

Für die Wirtschaft entstehen durch diese veränderte Rolle der Stadt neue
Betätigungsfelder vor allem im Dienstleistungssektor (von der Müllabfuhr und
Reinigungsdiensten, Facility Management, Pflegedienste bis hin zu EDV-
Dienstleistungen). Ein Stadtmanager bildet einen One-Stop-Shop für Unter-
nehmen, der die notwendigen administrativen Angelegenheiten der Firmen
bündeln hilft und damit wesentliche Erleichterungen im Kontakt mit den
Behörden ermöglicht. 

Ingesamt gibt es für die Wirtschaft damit weniger Regularien durch die
öffentliche Hand, wodurch ein bestimmtes prosperierendes Klima für wirt-
schaftlichen Aktivismus und Eigeninitiative entsteht. Gleichzeitig gibt es
Bereiche, die nicht mehr in der früher gewohnten Weise die Anforderungen
der Kunden erfüllen. Dieser Qualitätsverlust entstand einerseits durch unzu-
reichende Qualitätsdefinitionen bzw. -einforderungen seitens der öffentlichen
Hand, andererseits durch die Tatsache, dass auf dem immer enger werden-
den Markt viele Betriebe nur kurzfristig überleben und damit die vereinbar-
ten Leistungen nicht immer erbracht werden können. Unter dem durch Glo-
balisierung im Verein mit Liberalisierung wesentlich verschärften
(Kosten)Wettbewerb zwischen den Unternehmen ergibt sich nämlich für so
manche von ihnen die Bereitschaft oder der Zwang, nach akquiriertem Auf-
trag das Qualitätsniveau möglichst unmerklich, aber doch zu reduzieren, um
Kosten zu sparen. Analoges gilt auch für die Einhaltung der Arbeitsschutz-,
Umwelt- und sonstigen Bestimmungen. Vorgaben für die inhaltliche Ausrich-
tung der Wirtschaftsunternehmen in Linz werden von der Stadtverwaltung
kaum gesetzt. Die Aktivitäten der öffentlichen Hand beschränken sich in vie-
len Bereichen auf Nachbesserungen. 

Die Wirtschaft selbst nutzt – teilweise relativ kurzfristig – die neuen Nischen,
die sich sowohl regional und überregional als sinnvoll und Gewinn bringend
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erweisen. In diesem Milieu werden traditionelle Branchen und produzierende
Unternehmen im klassischen Sinn immer weniger oder modernisieren sich
radikal und fokussieren sich auf Nischenprodukte. Produzierende Unterneh-
men verstärken auf der einen Seite ihre Dienstleistungsangebote, es wird
nicht nur ein Produkt verkauft, sondern mit dem Produkt längerfristiges Ser-
vice, Wartung und Beratung. Auf der anderen Seite gliedern Großbetriebe ana-
log zur öffentlichen Verwaltung diese und ähnliche Dienstleistungen aus.
Dadurch entsteht eine zweite, zusätzliche Chance für Unternehmensgründun-
gen. Aufgrund der Budgetknappheit der öffentlichen Hand beginnen Unter-
nehmen selbst tätig zu werden. Sie bewegen sich dabei zwischen Paternalis-
mus und Sponsorship. Sie finanzieren Auftragsforschung, Stiftungslehrstühle
und Stipendien an den Linzer Universitäten, die dem Bedarf der Wirtschaft
nach einschlägiger praxisnaher Ausbildung entgegenkommen. Außerdem ver-
sucht die Wirtschaft in Eigeninitiative den Arbeitsmarkt zu steuern und ermög-
licht vermehrt Zusatzausbildungen in ihren Betrieben. Durch die Aktivitäten
der Betriebe kommt es zu einer Art Konferenztourismus, der die heimische
Gastronomie und Hotellerie belebt. In diesem stark profitorientierten Klima
entstehen allerdings vermehrt Bewegungen der ArbeitnehmerInnen, die sich
organisieren und ein stärker regulierendes Eingreifen der öffentlichen Hand
fordern (Solidarisierungsbestrebungen der ArbeitnehmerInnen).

IV. Speckgürtel um Linz

Auf Grund so genannter weicher Faktoren – wie z.B. besserer Lebensqualität
durch reinere Luft und weniger Lärmbelastung – sowie wegen günstigerer
Grundstückspreise in den Linzer Umlandgemeinden gibt es bis etwa 2010
einen Trend der LinzerInnen zur „Stadtflucht“– hinaus an den Stadtrand in
ein Eigenheim im Grünen. Dies bedingt eine ständige Abnahme der Linzer
Bevölkerung sowie – damit zusammenhängend – der kommunalen Steuerein-
nahmen und natürlich auch einen Abfluss der Kaufkraft aus der Landes-
hauptstadt. Ein positiver Nebeneffekt dieser Entwicklung liegt darin, dass
kein nennenswerter politischer Druck zur Umwidmung der in Linz bereits
bestehenden Grün- und Erholungsflächen in Bauland ausgeübt wird.

Im Zentralraum kommt es zu einer Abnahme der Lebensqualität vorzugsweise
durch Verkehrsstaus und Zersiedelung. Staus treten vor allem zu den Tages-
randzeiten an allen Stadteinfahrten und auf den Verkehrshauptachsen auf.
Diese Negativentwicklungen werden von den Betroffenen allerdings weitge-
hend hingenommen, weil das Auto als Privatraum und quasi als „Oase“ emp-
funden sowie als Arbeitsraum genutzt wird. Die relativ ungeplante Zersiede-
lung führt zu sogenannten „Ausfransungen“ an den Stadträndern – wegen feh-
lender Kooperation mit den Umlandgemeinden kann Linz auch keinen Ein-
fluss auf die Raumplanung im Umfeld der Stadt nehmen. Die Folgen sind eine
weitgehend unkontrollierte Entwicklung im Großraum Linz sowie eine Heraus-
bildung von urbanen Subzentren in einzelnen Randgemeinden wie Pasching
oder Leonding (Einkaufszentren, Gewerbe- und Industriebetriebe).
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Der Schwerpunkt der Verkehrsmittel verlagert sich weiterhin zum motorisier-
ten Individualverkehr und die entsprechende Infrastruktur wird weitgehend
unkoordiniert ausgebaut. Umwelt- und Klimaschutz sind in Fachkreisen zwar
ein Thema, in dieser Frage gelingt aber weder ein politischer Konsens noch
eine Sensibilisierung breiter Bevölkerungsschichten. Diese Grundhaltung
wird auch durch einzelne Bürgerinitiativen, die beherzt für „Maßnahmen
gegen den Treibhauseffekt“ sowie gegen die „Strahlen- und Lärmbelastun-
gen“ kämpfen, nicht wesentlich modifiziert.

Der Leidensdruck für alle Betroffenen – vor allem für die Anrainer an den
Hauptverkehrsstraßen – nimmt weiter zu. Die immer stärkere Auslastung der
Verkehrsinfrastruktur bewirkt eine höhere Anfälligkeit des Systems für Ver-
kehrsstillstände, sogenannte „Verkehrsinfarkte“. Auch der motorisierte Güter-
verkehr wächst weiter an. 

V. Restriktive Sozial- und Gesundheitspolitik  

Die oben skizzierte, tendenziell negative Entwicklung im Bereich der Ver-
kehrs- und Siedlungsentwicklung ist nicht zuletzt durch die Laissez-Faire-
Haltung der öffentlichen Hand bedingt und wird auch im Gesundheits- und
Sozialbereich vorerst fortgeschrieben. So hat sich die Stadt in den Jahren
2005 und 2006 auf Grund der Finanzknappheit aus allen Leistungen, die
nicht gesetzlich verpflichtend angeboten werden müssen, zurückgezogen.
Auch die gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen wurden auf ein Mindest-
maß zurückgefahren. 

Präventivleistungen werden nicht mehr finanziert. Man beschränkt sich
sowohl im Gesundheits- als auch im Sozialbereich auf reparative Maßnahmen
auf niedrigem Niveau. Beispielsweise werden bestimmte Operationen (z.B.
Hüftoperationen, Gelenksoperationen, etc.) ab einem gewissen Alter nur
mehr dann durchgeführt, wenn der Patient sie selbst finanziert. Heilbehelfe,
wie z.B. Brillen, werden von den Kassen nur mehr zur Hälfte finanziert. Ist
der Einzelne nicht in der Lage, seinen 50-prozentigen Anteil zu tragen, erhält
er den Behelf nicht. Das führte beispielsweise dazu, dass bei Kindern von
Kleinverdienern sich der Zustand der Zähne rapid verschlechtert hat, weil
Zahnspangen als kosmetischer Behelf gelten und nicht mehr von der Kran-
kenkasse mitfinanziert werden. Vergleichende Studien zwischen den Jahren
2000 und 2010 liefern dafür einen eindeutigen Beweis.

Kindergarten- und Hortplätze werden erst ab dem 4. Lebensjahr ausreichend
angeboten. Die Kostenbeiträge wurden im Jahr 2007 in der Höchstbeitrags-
stufe kostendeckend festgesetzt. Auch in der untersten Tarifstufe ist der
Kostenbeitrag so hoch, dass es für viele KleinverdienerInnen und insbeson-
dere Teilzeitkräfte wirtschaftlicher ist, die Kinder selbst zu Hause zu versor-
gen. Dies führte dazu, dass der Beschäftigungsanteil von Frauen mit gerin-
gem Ausbildungsgrad rapide sank und etwa auf dem Niveau von 1985 liegt.
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In Familien mit niedrigem Einkommens- und Bildungsniveau bewirkt der Ent-
fall des Fraueneinkommens eine empfindliche finanzielle Einbuße, die teil-
weise existenzgefährdend wirkt. Besonders in den neuen Stadtteilen Enns-
feld, solarCity, aber auch in der Semmelweiß- und Holzstraße sind ab 2008
signifikant mehr Delogierungen zu verzeichnen. 

Im Bildungsbereich werden die Chancen für Jugendliche von schlechter ver-
dienenden Eltern kleiner, da für alle höheren Bildungsangebote Kostenbeiträ-
ge zu bezahlen sind. Neben der Schicht der „bildungsbürgerlichen Jugendli-
chen“ gibt es eine steigende Anzahl beschäftigungsloser Jugendlicher, die sich
mit Gelegenheitsjobs, Schwarzarbeit und zunehmend auch kriminellen Akti-
vitäten über Wasser halten müssen. Die Ausstattung der Kinder- und Jugend-
spielplätze funktioniert nur dort, wo es großzügige Sponsoren für Errichtung,
Wartung und Aufsicht zum Schutz vor Vandalenakten gibt.

Bei der Seniorenbetreuung hat man 2007 in der mobilen Betreuung auf in der
Höchststufe kostendeckende Tarife umgestellt. In der stationären Betreuung
werden die Regresszeiten bei Vermögensübergaben an Angehörige im Jahr
2008 von fünf auf zehn Jahre verlängert. Viele Ältere leben unter schlechten
Bedingungen zu Hause und müssen früher in die Seniorenzentren aufgenom-
men werden. Dort wurde die Qualität auf Grund des Personalmangels bis 2005
auch auf Grund des steigenden Bedarfes an Heimplätzen zurückgefahren. In
den Anfang des Jahrtausends neu erbauten Häusern bietet man eine Grund-
versorgung nach dem Prinzip „Warm-Satt-Sauber“ an. Aktivierende und reha-
bilitierende Seniorenbetreuung wird nur für jene angeboten, die die Kosten tra-
gen können.

Durch die zunehmende Individualisierung ist es bei den Freizeitbeschäftigun-
gen zu einer spürbaren Krise des Teamsports gekommen. Darauf hat die Stadt
aber mit der originellen Kampagne „Einzelkämpfertum ist out. Nur Teamgeist
macht fit“ reagiert und den Freitagabend verschiedenen Teamsportarten ge-
widmet. Mit dem Effekt, dass sich mehr denn je Teams zum gemeinsamen
Faust-, Fuß-, Volleyballspiel etc.  zusammenfinden. Besonders beliebt ist auch
das neue, am Hauptplatz errichtete öffentliche Team-Schach-Turnier: Dutzen-
de SchachspielerInnen treten Freitag für Freitag gemeinsam gegen den best-
programmierten Schachcomputer an, wobei das Spiel auf der Rathaus-Fassa-
de übertragen wird und sich zum Anziehungspunkt auch für Touristen ent-
wickelt. Trainingsprogramme werden im Internet abgerufen und die Ergebnis-
se abgeglichen. Modernst ausgestattete Fitness- und Freizeitanlagen bieten –
gegen gutes Geld – nicht nur eine große Palette an Betätigungsfeldern, sondern
auch hochmoderne Geräte, die spielerisch Auskunft über Körperfunktionszu-
stände und gesundheitliche Entwicklungen (z.B. Frühwarnsysteme und Pro-
gnosen bei der Disposition zu bestimmten Erkrankungen) liefern. Dieses stän-
dige Monitoring und die Vielzahl der Möglichkeiten führen bei jenen 60 Pro-
zent der Bevölkerung, die Zeit und Geld für dieses erhöhte Köperbewusstsein
und entsprechende Aktivitäten haben, zu einer deutlichen Verbesserung ihres
allgemeinen Zustandes und ihres Körperbildes (Zwei-Drittel-Gesellschaft).
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Die Kluft zwischen Arm und Reich geht weiter auf und äußert sich in allen Le-
bensbereichen. Man sieht an Kleidung, Gehabe, Wohnung, Auto, Freizeitmög-
lichkeiten etc. auf den ersten Blick, welcher Klasse jemand angehört. Ein Auf-
stieg von „unten nach oben“ wird immer schwieriger. Trend-verstärkend wirkt
außerdem die rasche Entwicklung von Technologieanwendungen und sonsti-
gem Wissen, die den Menschen ein ständiges, immer anspruchsvolleres Ler-
nen (eine Verlagerung zur „immateriellen“ Arbeit) abverlangt und eine (digital
bewirkte) soziale Spaltung der Gesellschaft in mehr und weniger flexible und
belastbare WirtschaftsteilnehmerInnen, in GewinnerInnen und VerliererInnen
dieser Entwicklung fördert (Technik- und Bildungsbegeisterung versus resi-
dualer Technik- und Bildungsfeindlichkeit).

In Linz entstehen soziale Brennpunkte, an denen auf Grund niedriger Woh-
nungspreise und schlechterer Wohnstandards die so genannte „untere Klas-
se“ wohnt. In den besseren Wohngegenden werden Vorkehrungen getroffen,
um nicht belästigt zu werden (Gated Communities). Es gibt viele Menschen,
die z.B. durch Scheidung, Arbeitsplatzverlust oder andere Brüche sozial
abrutschen und häufig weit unter der Armutsgrenze leben müssen. Laut einer
Auswertung der Österreichischen Armutskonferenz stieg der Anteil der
Gesamtbevölkerung unter der Armutsgrenze von zehn Prozent im Jahr 2003
auf 30 Prozent im Jahr 2012. Das ist jene Gruppe, die sich z.B. eine Teilha-
be am öffentlichen Leben nicht mehr leisten kann.

Politisch bekennt man sich dazu, dass jeder seine Lebenschancen selbst
erarbeiten kann, wenn er nur hart und ehrlich arbeitet. Tatsächlich muss sich
die Stadt aber aufgrund wachsender sozialer Probleme und Spannungen der
Kraft des Faktischen fügen und kommt vor allem in sozialen Belangen „zum
Handkuss“. Durch die Zunahme der Sozialhilfeempfänger zum Beispiel –
Menschen mit leichten Leistungseinschränkungen finden keine Arbeitsplätze
mehr – steigt wiederum die Budgetbelastung der Stadt.

Angesichts der problematischen Entwicklung im Sozial-, Verkehrs- und Sied-
lungsbereich und des ansteigenden Leidensdrucks aller Betroffenen wächst
bei der Kommune, verstärkt seit 2015, die Einsicht, dass die Erhaltung sozi-
al- und wirtschaftspolitischer Souveränität notwendig ist. Die Stadt besinnt
sich stückweise wieder- auf die zentrale Maxime ihres Handelns, nämlich die
Verantwortung für das Gemeinwohl. Zudem entsteht die Hoffnung, dass sich
in den nächsten Jahren die finanzielle Situation der Kommune soweit ent-
spannt, dass man einzelne soziale Netze wieder aufbauen kann, um die
bestehenden Spannungen und oft auch gewalttätigen Konfrontationen in den
Griff zu bekommen.
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Abstract

Neue Betätigungs-
felder für die Wirt-
schaft durch Out-
sourcing

Was sich schon lange in ganz West- und Mitteleuropa – wie etwa bereits zur
Jahrtausendwende in der BRD – abgezeichnet hat, ist nun auch in Linz
Realität geworden: Die zunehmende Budgetknappheit bei gleichzeitig stei-
gender KundInnenerwartung und Aufgabenvielfalt zwingt die Stadt zu Ver-
änderungen der Verwaltungsstruktur und zu einer Konzentration ihrer Kräf-
te. Die Stadt zieht sich auf ihre Kernkompetenzen und Gewährleistungs-
funktionen zurück. Das Dienstleistungsangebot wird – Stichwort „Gewähr-
leistungsverwaltung“ – zu großen Teilen an externe Leistungsanbieter aus-
gelagert. Bei der öffentlichen Hand als Auftraggeber verbleibt der politisch-
administrative Steuerungskern. Die Stadt versteht sich als Garant für die
Daseinsvorsorge, schafft entsprechende Rahmenbedingungen und konzen-
triert sich auf die Steuerung von Angeboten sowie auf die Qualitätssiche-
rung dort, wo Marktmechanismen versagen. Es besteht allerdings die
Gefahr, dass die Stadt durch ein zu weitgehendes Outsourcing stark an poli-
tischen Einflussmöglichkeiten verliert. Die Stadt engagiert sich verstärkt im
Stadtmarketing und schafft neben Bürgerservicestellen und One-Stop-
Agencies auch Einheiten, die Investitionen für wirtschaftliche, soziale und
Wohnbauprojekte erleichtern („Investorenbüro“). In raumplanerischer Hin-
sicht achtet das Investorenbüro auf bestmögliche Raumnutzung (etwa auf
einen besseren Branchenmix in Landstraße und Altstadt) sowie auf die
möglichst harmonische Koexistenz von Betrieben und Wohngebieten. Auch
die Überwachung der Umsetzung von Planungszielen zählt zu seinen Auf-
gaben. Der Speckgürtel rund um die Stadt wird als gegeben angenommen
und akzeptiert – mit allen Folgen für Verkehr und Infrastruktur.

I. Rahmenbedingungen

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Der Wirtschaft haben die Entwicklungen der letzten Jahre zahlreiche neue
Möglichkeiten eröffnet. Für die private Wirtschaft entstehen neue Betäti-
gungsfelder vor allem im Dienstleistungssektor (von der Müllabfuhr und Rei-
nigungsdiensten, Facility Management, Pflegedienste bis hin zu EDV-Dienst-
leistungen). Ein Stadtmanager bildet einen One-Stop-Shop für Unternehmen,
der die notwendigen administrativen Angelegenheiten der Firmen bündeln
hilft und damit wesentliche Erleichterungen im Kontakt mit den Behörden
ermöglicht. Investitionen in wirtschaftliche, soziale und Wohnbauprojekte
werden vom städtischen „Investorenbüro“ erleichtert und begleitet.

Insgesamt setzt sich der Trend fort, für die Wirtschaft weniger Regularien
durch die öffentliche Hand vorzugeben. Dadurch ist ein prosperierendes Kli-
ma für wirtschaftlichen Aktivismus und Eigeninitiative entstanden. Die Wirt-
schaft selbst nutzt – teilweise relativ kurzfristig – die neuen Nischen, die sich
sowohl regional als überregional als sinnvoll und Gewinn bringend erweisen.
In diesem Milieu werden traditionelle Branchen und produzierende Unter-
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nehmen im klassischen Sinn immer weniger, oder sie modernisieren sich
radikal und fokussieren auf Nischenprodukte. Produzierende Unternehmen
verstärken auf der einen Seite ihre Dienstleistungsangebote – längst wird
nicht mehr nur ein Produkt verkauft, sondern mit dem Produkt auch länger-
fristig Service, Wartung und Beratung. Auf der anderen Seite gliedern Groß-
betriebe analog zur öffentlichen Verwaltung diese und ähnliche Dienstlei-
stungen aus. Dadurch entsteht eine zweite,  zusätzliche Chance für Unter-
nehmensgründungen. 

Stadtflucht und Verkehrsinfarkt
Ebenfalls überaus dynamisch gestaltet sich die Entwicklung in den Bereichen
Wohnen und Verkehr. Auf Grund sogenannter weicher Faktoren – wie z.B.
besserer Lebensqualität durch reinere Luft und weniger Lärmbelastung –
sowie wegen günstigerer Grundstückspreise in den Linzer Umlandgemeinden,
gibt es bis etwa 2010 einen Trend der LinzerInnen zur Stadtflucht hinaus an
den Stadtrand in ein Eigenheim im Grünen. Dies bedingt eine ständige
Abnahme der Linzer Bevölkerung sowie – damit zusammenhängend – der
kommunalen Steuereinnahmen und natürlich auch einen Abfluss der Kauf-
kraft aus der Landeshauptstadt. Innerhalb der Stadt kommt es zu einer
Abnahme der Lebensqualität vorzugsweise durch Verkehrsstaus, im ländli-
chen Stadtrandbereich zu unkoordinierter Zersiedelung. Staus treten vor
allem zu den Tagesrandzeiten an allen Stadteinfahrten und auf den Ver-
kehrshauptachsen auf. Diese Negativentwicklungen werden von den Betrof-
fenen allerdings weitgehend hingenommen, weil das Auto als Privatraum und
quasi als „Oase“ empfunden sowie als Arbeitsraum genutzt wird. 

Die Stadt versucht diesen Tendenzen gegenzusteuern, indem trotz der allge-
meinen Liberalisierungstendenzen der städtische Anteil an der GWG gehalten
wird und nach wie vor öffentlich geförderter Wohnbau betrieben wird, um
auch den sozial schwachen Bevölkerungsteilen leistbare Wohnungen anbie-
ten zu können. Dies wird erschwert dadurch, dass sich der Bund zur Gänze
aus der Wohnungsförderung zurückgezogen hat und auch die Länder auf-
grund dessen ihre Förderungsleistung stark reduziert haben.

Die relativ ungeplante Zersiedelung führt zu so genannten „Ausfransungen“
an den Stadträndern. Wegen fehlender Kooperation mit den Umlandgemein-
den kann Linz auch keinen Einfluss auf die Raumplanung im Umfeld der
Stadt nehmen. Die Folgen sind eine weitgehend unkontrollierte Entwicklung
im Großraum Linz sowie eine Herausbildung urbaner Subzentren in einzelnen
Randgemeinden wie Pasching oder Leonding (Einkaufszentren, Gewerbe-
und Industriebetriebe). Die Tendenz geht dahin, dass High-Level-Betriebe
(welche ein hohes Ausbildungsniveau ihrer MitarbeiterInnen verlangen) eher
in Linz verbleiben, Low-Level-Betriebe mit vielen, aber weniger gut ausgebil-
deten MitarbeiterInnen und hohem Bodenflächenbedarf wandern eher in die
Umlandgemeinden ab.

Der Schwerpunkt der Verkehrsinfrastruktur verlagert sich dadurch auch hin
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zum Individualverkehr und wird weitgehend unkoordiniert ausgebaut. Sind
Umwelt- und Klimaschutz in Fachkreisen zwar ein Thema, gelingt in dieser
Frage aber weder ein politischer Konsens noch eine Sensibilisierung breiter
Bevölkerungsschichten. Der Leidensdruck für alle Betroffenen – vor allem für
die AnrainerInnen an den Hauptverkehrsstraßen – nimmt weiter zu. 

II. Folgen für die Stadtverwaltung

Kooperationen Wirtschaft – Forschung – Stadt Linz
Aufgrund der Budgetknappheit der öffentlichen Hand beginnen zudem die
Unternehmen, selbst tätig zu werden. Sie bewegen sich dabei zwischen
Paternalismus und Sponsorship. Sie finanzieren Auftragsforschung, Stif-
tungslehrstühle und Stipendien an den Linzer Universitäten, die dem Bedarf
der Wirtschaft nach einschlägiger praxisnaher Ausbildung entgegenkommen.
Außerdem versucht die Wirtschaft in Eigeninitiative den Arbeitsmarkt zu
steuern und ermöglicht vermehrt Zusatzausbildungen in ihren Betrieben.
Durch die Aktivitäten der Betriebe kommt es zu einer Art Konferenztouris-
mus, der die heimische Gastronomie und Hotellerie belebt. In diesem stark
profitorientierten Klima entstehen auch vermehrt Bewegungen der Arbeit-
nehmerInnen, die sich organisieren und ein stärker regulierendes Eingreifen
der öffentlichen Hand fordern (Solidarisierungsbestrebungen der Arbeitneh-
mer).

Neben diesen Entwicklungen setzt der internationale Trend der wissensba-
sierten Gesellschaft mit dem Internet sowie neuen Medien und Technologien
neue Maßstäbe. Die Wirtschaft erkennt, dass sie intensive Kooperationen mit
der Forschung eingehen muss, um international wettbewerbsfähig zu bleiben.
Gründerzentren bzw. Inkubatoren im Bereich Software Engineering oder neue
Werkstoffe entstehen, in denen neue wirtschaftliche Betätigungsfelder auf
dem Markt getestet werden. Dieses experimentelle Klima wirkt selbstverstär-
kend und schafft in einigen Sparten eine Dynamisierung.

„Mut zur Lücke“ oder Reduzierung der Stadt auf die Kernaufgaben
Die schwierigen (v.a. finanziellen) Rahmenbedingungen haben seit dem Zeit-
punkt, als offensiv mit der Krise umgegangen wurde, zu beachtlichen Effizi-
enzsteigerungen und überraschenden Kooperationslösungen geführt. Den-
noch kann nicht übersehen werden, dass eine weitere Verengung der Spiel-
räume dadurch kaum mehr aufzufangen ist und die Stadt zwingen würde,
sich noch stärker auf unmittelbare Daseinsfürsorge zu reduzieren. Der „Mut
zur Lücke“ ist längst eine gängige politische und organisatorische Tugend
geworden. Die Politik hat diesen Mut aufgebracht und verzichtet zugunsten
einiger klarer Schwerpunkte – mit denen sich Linz internationale Reputation
zu erwerben sucht – auf die vollständige Bandbreite des gewohnten städti-
schen Angebotes.  
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Die Stadt wird zum reinen Gewährleister der Daseinsvorsorge: Statt die offen-
sive Strategie („bürgerInnenfreundliche/aktive Stadt“) zu wählen, gilt das
Hauptaugenmerk der Ausgabensenkung im städtischen Etat. Dies auch, weil
öffentliche Körperschaften, gleich welcher föderalen Ebene, im Gefolge der
verstärkten Globalisierung generell in einer Art wirtschaftspolitischer Konkur-
renz mit Privatunternehmen stehen und deshalb auch die Auffassung von der
Notwendigkeit einer Anpassung in Richtung Flexibilisierung, Deregulierung
und Privatisierung übernehmen (müssen/wollen). Diese Entwicklung ist pro-
blematisch, weil Einstellung und Verhaltensweisen der Bevölkerung zu
gemeinschaftlichen Anliegen stärker in Richtung Konkurrenz- und Leistungs-
gesellschaft und eher weg von Kooperations- und Solidaritätsdenken gehen
„Zeitalter der Individualisierung“). 

Zudem besteht ein Trend zu einer (digital bewirkten) sozialen Spaltung der
Gesellschaft in mehr und weniger flexible und belastbare Wirtschaftsteilneh-
merInnen, in GewinnerInnen und VerliererInnen der neuen Technologiean-
wendungen („Digital Divide“). Technik- und Bildungsbegeisterung steht resi-
dualer Technik- und Bildungsfeindlichkeit gegenüber. Erschwerend für die
effiziente städtische Leistungserstellung (auch, aber nicht überwiegend im
Monitoring-Bereich) wirkt sich der Umstand aus, dass e-Government noch
nicht voll ausgebaut ist; gerade auf der Nachfrageseite ergeben sich dafür
wegen der zunehmenden Überalterung der Bevölkerung und der residualen
Technikfeindlichkeit Übergangsprobleme.

Durch den generellen Liberalisierungstrend ist es bedeutend und notwendig
geworden, dass die Stadt zumindest ihre Position im Kernbereich städtischer
Aufgabenerfüllung bewahrt und ihre Aufgaben dort effizient – zweckmäßig,
effektiv und kostenwirtschaftlich – erfüllt. Der Rückzug auf die städtischen
Kernpositionen bedeutet die Verantwortlichkeit für die Realisierung der sozi-
al-und wirtschaftspolitischen Zielvorstellungen (z.B. soziale Zumutbarkeit,
qualitative Mindeststandards, Versorgungsdichte, Wohlstandsverteilung,
Armutsvermeidung) zu behalten und selbst mit den nunmehr verkleinerten
Budgets nach Möglichkeit ebenso gut wahrzunehmen wie bei reichlicherer
Ressourcenausstattung. Dieser wohlfahrtsökonomisch begründete Anspruch
verlangt von der Stadt, das Problem der öffentlichen Ressourcenverknappung
nicht nur durch eine reine Konzentration auf den Bereich der Hoheitsverwal-
tung zu lösen, sondern er zwingt die Stadt auch dazu, die Gefahr von Unter-
lassungen und Effizienzmängeln beim Monitoring (der Planung, Koordinati-
on, Kontrolle, Steuerung und Systemverbesserung des Outsourcings) zu mini-
mieren. Eine ineffiziente Umsetzung der Wirtschaftspolitik würde nämlich
eine weitere Verstärkung der Forderungen nach einer Reduzierung des Staats-
einflusses und der öffentlichen Budgets nach sich ziehen. Folglich muss die
Stadt den externen DienstleisterInnen Richtlinien vorgeben, die klar, bewert-
bar, vergleichbar und konkurrenzfördernd sind.

Unter dem durch Globalisierung im Verein mit Liberalisierung wesentlich ver-
schärften (Kosten-)Wettbewerb zwischen den Unternehmen ergibt sich näm-
lich für so manche von ihnen die Bereitschaft oder der Zwang, nach akqui-
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riertem Auftrag das vereinbarte Qualitätsniveau möglichst unmerklich zu
reduzieren, um Kosten zu sparen. Der externe Anbieter kann in erster Linie
an der kurzfristigen Maximierung seiner Gewinne interessiert sein. Im Fall
städtischen Outsourcings erfordert das die Verbesserung der Intensität und
Qualität des Monitorings. Auch mögliche neue Datenschutzprobleme tauchen
auf, zumal private AnbieterInnen manchmal weniger Augenmerk auf die im
öffentlichen Sektor üblichen Datenschutzmaßnahmen legen.

Die Stadt bemüht sich daher soweit wie möglich, die kommunalen Dienstleis-
tungen in privatrechtlicher Form zu erbringen: es sind daher viele Aufgaben
(vor allem die Erhaltung der Infrastruktur) an die Linz AG abgegeben worden.
In den ausgegliederten Unternehmen ist nämlich durch Sitz und Stimme
eines(r) städtischen Vertreters/Vertreterin in einem Aufsichtsgremium sicher-
gestellt, dass die strategischen Entscheidungen, die auf politischer Ebene
fallen, auch tatsächlich umgesetzt werden, was im Sinne des Modells der
gewährleistenden Stadt liegt. Aber auch die Linz AG ist gezwungen, sich auf
ihr Kerngeschäft zu beschränken und deshalb Aufgaben an Dritte weiterzu-
geben. Wenn es möglich ist, werden hier Partner bevorzugt, an denen eine
städtische Beteiligung besteht bzw. wird eine solche hergestellt, um ein Min-
destmaß an Einfluss zu behalten. In vielen Bereichen geht die Linz AG auch
größere Partnerschaften ein, was den direkten Einfluss der Stadt auch
schmälert.

Trotz aller Versuche der Gegensteuerung können manche Bereiche die Anfor-
derungen der KundInnen nicht mehr wie gewohnt erfüllen. Verantwortlich für
den Qualitätsverlust: Unzureichende Qualitätsdefinitionen bzw. Qualitäts-
einforderungen seitens der öffentlichen Hand und die zunehmende Veren-
gung des Marktes, auf dem viele Betriebe nur kurzfristig überleben. Unter-
nehmen, die im Zuge der Outsourcing-Prozesse Leistungen der öffentlichen
Hand übernommen haben, können die vereinbarten Leistungen nicht immer
erbringen. 

Die Anpassung der Organisationsformen im kommunalen Sektor an die neue
Art der wirtschaftspolitischen Aufgabenerfüllung stellt eine noch größere Her-
ausforderung dar. Hier ändert die Stadt nicht nur Rechtsformen oder flacht
Hierarchien ab, sondern realisiert durch vorgängige Kalküle und Kontrolle
Steigerungen der wirtschaftspolitischen Effizienz. So sind Alibimaßnahmen
ausgeschlossen. Der Aktivitätsgrad der Stadt Linz lässt sich an der Anzahl
städtischer MitarbeiterInnen ablesen, deren Anzahl sich im Jahr 2010 auf
1.000 beläuft – der geschrumpfte Aufgabenumfang und der höhere Grad an
Outsourcing machen es möglich.

Effizienzsteigerung durch Verwaltungsreform
Die tiefgreifenden Veränderungen aber haben längst auch andere gesell-
schaftliche Bereiche erfasst: Lange Zeit scheinen die mühsam aufgebauten
Profile (Technologiestadt, Kulturstadt, Sozialstadt) gefährdet. Ist der drohen-
de Verlust zwar immer noch nicht gebannt, sieht es aber doch so aus, als
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könnte Linz im Vergleich zu anderen Kommunen besser mit dem Wandel
umgehen. Das kann darauf zurückgeführt werden, dass schon in den 90er
Jahren unter dem Schlagwort „New Public Management“ Reformen der Ver-
waltung und Auslagerungen von städtischen Aufgaben durchgeführt wurden.
Zusätzlich hat die Stadt mehr als anderswo strategische Anstrengungen
unternommen (Sozialplan, Kulturentwicklungsplan ...) und die Bevölkerung
dabei stärker als üblich eingebunden. Zuletzt haben sich die LinzerInnen an
der Formulierung von Zukunftsszenarien für die Stadt beteiligt. Die erst kürz-
lich bestellte neue Magistratsdirektorin hat es zudem geschafft, innerhalb der
Stadtverwaltung ein Bewusstsein dafür zu schaffen, die Krise auch als Chan-
ce zu sehen.

Der Politik ist es nach schweren Verwerfungen am Anfang gelungen, eine
breite Diskussion darüber zu führen, welche Aufgaben als sogenannte Kern-
aufgaben gesehen und außer Diskussion gestellt werden sollen. Die Parteien
sind überein gekommen, dass es sich dabei keineswegs nur um gesetzlich
vorgeschriebene Pflichtaufgaben handeln kann, sondern eine politische Eini-
gung erforderlich ist. Das hat die notwendigen Reduzierungen und Ein-
schnitte nicht schmerzfrei gestellt, aber doch einen gewissen Grundkonsens
in der Bevölkerung befördert. 
Neben der (bereits in den 90er Jahren gegründeten) Linz AG und der GWG
existiert mittlerweile eine Kulturholding (übrigens mit starker finanzieller
Beteiligung von Betrieben und privaten Kultursponsoren). 

Nicht alles aber lässt sich durch private Sponsoren kompensieren. Schon seit
2005 sieht sich die Stadt Linz mit kleiner werdenden Budgets bei gleichzei-
tig steigenden Erwartungen der BürgerInnen konfrontiert. Immer mehr Auf-
gaben (Polizeiwesen, Notstandshilfe, Landesumlage...) werden den Kommu-
nen vom Bund – ohne finanzielle Bedeckung – übertragen. Gleichzeitig gehen
durch Steuerreformen auf Bundesebene die Einnahmen der Kommunen dra-
matisch zurück. Vor diesem Hintergrund wird das gesamte Aufgabenspek-
trum der Stadt Linz – insbesondere auch im Gesundheits- und Sozialbereich
– einer kritischen Analyse unterzogen.

III. Soziale Folgen für die Bevölkerung

Kinderbetreuung
Vermehrt werden ganztägige Betreuungsformen angeboten. Abhängig von
ihrer Einkommenssituation leisten die Eltern allerdings einen Kostenbeitrag
zur Kinderbetreuung bis hin zur Deckung der Vollkosten für einkommens-
starke Familien. Das führt dazu, dass sozial schwache Familien und insbe-
sondere Alleinerzieherinnen dieses Angebot nicht annehmen können (abge-
sehen von den Nutznießern des Nulltarifes), da auch die sozial gestaffelten
Tarife für viele nicht leistbar sind. Diese Gruppe kann sich daher nicht im
gewünschten Ausmaß am Arbeitsmarkt einbringen. Gleichzeitig verstehen
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sich aber Kindergarten und Hort als Teil des Bildungssystems, die den Schu-
leintritt wesentlich erleichtern sollen. Im Hort wird der Schulunterricht
ergänzt und soll so zu einem höherem Bildungsniveau beitragen. Nach der
Volksschule bieten die Schulen (gegen sozial gestaffelte Kostenbeteiligung
der Eltern) ganztägige Schulformen an, um allen Kindern grundsätzlich glei-
che Lernmöglichkeiten zu bieten.

Betreuung der Senioren
Die Versorgung älterer und/oder pflegebedürftiger Menschen wird von der
Kommune angeboten. Wo dies nicht möglich ist, wird sie zumindest organi-
siert und zugekauft. Diese Versorgung wird zunächst mobil angeboten. Erst,
wenn eine mobile Betreuung nicht mehr reicht, erfolgt sie stationär in Seni-
orInnen-Pflegeheimen. Die Regelung, wonach Angehörige zu Kostenersatz
verpflichtet sind, wenn sie in den letzten fünf Jahren vor Heimeintritt Ver-
mögen vom pflegebedürftigen älteren Menschen erhalten haben, wird konse-
quent umgesetzt; allenfalls wird sie zeitlich ausgedehnt. Von einem Kosten-
ersatz für den laufenden Betrieb durch Kinder wird auch in Zukunft abgese-
hen. 

Medizinische Versorgung
Auf die medizinische Versorgung im Krankheitsfall hat jeder Mensch unab-
hängig von Einkommen und Vermögenssituation wie bisher Anspruch. Nur:
Reine Maßnahmen zur Erhöhung der Lebenszufriedenheit wie etwa medizi-
nisch nicht indizierte kosmetische Operationen (Ausnahme: Krankheit)
gehören nicht mehr zu den öffentlich finanzierten Kernleistungen. Wo es
wenig therapeutische Perspektive gibt, werden aufwändige diagnostische Ver-
fahren zunehmend zurückgefahren – oder durch den Einzelnen selbst finan-
ziert. 
Vorbeugende Maßnahmen liegen mehr als bisher in der Verantwortung des
Einzelnen. Wer diese Verantwortung nicht ausreichend wahrnimmt und des-
halb in der Folge erhöhte Kosten für den Sozialversicherungsträger verur-
sacht, muss höhere Versicherungsbeiträge abführen. Risikogruppen (Rauche-
rInnen, RisikosportlerInnen, Übergewichtige etc.) wird grundsätzlich ein
erhöhter Sozialversicherungsbeitrag in Rechnung gestellt. 

Verfestigung der sozialen Unterschiede
Insgesamt wird sozialen Randgruppen dort, wo es einen gesetzlichen Auftrag
gibt, geholfen, ihren Lebensunterhalt auf niedrigem Niveau zu bestreiten.
Dadurch werden soziale Unterschiede gefestigt; die Chancen zum Überwin-
den sozialer Schwellen und kritischer Lebenssituationen sind gering. Kindern
und Jugendlichen, die aufgrund familiärer Probleme auf Hilfe durch die
öffentliche Hand angewiesen sind, wird erst bei physischer und/oder psychi-
scher Bedrohung geholfen. Soziale Unterschiede aufgrund des sozialen Mili-
eus, in das man geboren wird, werden zur Kenntnis genommen. Staat und
Stadt bieten keine Unterstützung bei der Förderung von Chancengleichheit.
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Allgemein wird der angespannten Arbeitsmarktsituation durch eine Verschär-
fung der Zumutbarkeitsbestimmungen einerseits und durch die Überführung
der Notstandshilfe in die Sozialhilfe andererseits begegnet. So werden
Arbeitslose auch auf weniger qualifizierte Jobs vermittelt, gleichzeitig wan-
dern die „Nicht-Vermittelbaren“ in die Sozialhilfe. Dort wird aufgrund der
knappen Mittel im Bereich der Arbeitsmarktpolitik nicht mehr genügend
Unterstützung durch Bildungs-, Umschulungs- und Betreuungsmaßnahmen
geboten. Für viele wird ein Wiedereinstieg ins Berufsleben zunehmend
unwahrscheinlich.
Durch die Zunahme der Sozialhilfe-EmpfängerInnen zum Beispiel – Men-
schen mit leichten Leistungseinschränkungen finden keine Arbeitsplätze
mehr – steigt wiederum die Budgetbelastung der Stadt.

IV. Auswirkungen auf weitere Lebensbereiche

Bildungsbereich
Die letzten Jahre waren im Bildungsbereich von ständigen Versuchen der Netz-
werk- und Clusterbildung und vom Aufbau neuer Kooperationen gekennzeich-
net. So notwendig und auch wirtschaftlich sinnvoll diese Versuche waren und
sind – die gleichzeitig bestehenden Konkurrenzverhältnisse zwischen den ver-
schiedenen Bildungseinrichtungen schaffen schwierige Rahmenbedingungen.
In wenigen Wochen geht nun die Konstituierung des „Linzer Bildungsrates“
über die Bühne. Und zwar aus symbolischen Gründen im „Wissensturm“, der
seit einigen Jahren erfolgreich in Betrieb ist. In diesem Bildungsrat sind alle
wichtigen gemeinnützigen und öffentlichen Bildungseinrichtungen vertreten,
die in Linz tätig sind. Der Bildungsrat ist als Kommunikations- und Kooperati-
onsplattform der Bildungseinrichtungen selbst und zur Beratung der Politik in
der Gestaltung von Linz als Bildungsstandort gedacht.

Im klassischen Bildungsbereich selber haben die beschriebenen Rahmenbe-
dingungen und die damit einhergehende Ökonomisierung die Bildungseinrich-
tungen gezwungen, eine konsequente Nachfrage-Orientierung zu betreiben
und sie mit einer klaren Konzentration auf strategisch definierte Kernbereiche
zu verbinden, um Effektivität und Effizienz zu steigern. 

Die Tendenz zur Ökonomisierung hat dazu geführt, dass Bildungskosten in ei-
nem höheren Ausmaß auf die NutzerInnen übergewälzt werden. Die Stadt ver-
sucht den unerwünschten Folgen dieser Tendenz (der Marginalisierung sozia-
ler Gruppen und Themen) durch einen Ausbau des Aktivpasses und durch die
Einführung eines eigenen Systems der Individualförderung zu begegnen. Da-
bei hat Linz die positiven Erfahrungen mit dem Bildungskonto des Landes OÖ
mitberücksichtigt. 

Zudem ist die Anzahl privaten Bildungsanbieter, privater Kindergärten und
privater Schulen in den letzten Jahren stark gestiegen. Sie werden von der
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Stadt insofern unterstützt, als sie in jenen Schulen, die infolge der demogra-
fischen Entwicklung leer stehen, zu günstigen Konditionen unterkommen
können. Nach anfangs starken Protesten der traditionellen Bildungseinrich-
tungen hat sich mittlerweile eine gewisse Koexistenz eingespielt. Punktuell
ist es auch schon zu projektbezogenen Kooperationen gekommen. Insgesamt
ist der schulische Bereich von Unübersichtlichkeit und stark schwankenden
Ausstattungsqualitäten gekennzeichnet. Das schafft zunehmende Orientie-
rungsprobleme für Eltern und SchülerInnen.

Aus wirtschaftlichen Überlegungen hat die Stadt viele Anstrengungen unter-
nommen, um die Internetnutzung für Lernzwecke, Strukturen des e-Learning
und Selbststudienzentren zu etablieren. Der Wissensturm im Westen der
Stadt – gewissermaßen das volksbildnerische Pendant zum Science Park im
Osten – hat sich vor allem im Bereich Medienkompetenz und als Selbstlern-
zentrum profiliert. Viele SchülerInnen und StudentInnen nutzen ihn für ihre
Arbeiten und ihre Weiterbildung. Auch die zusammengelegten Bibliotheks-
und Volkshochschulzweigstellen dienen als Selbstlern- und Beratungszen-
tren. Wie Stadtteilbüros dienen sie der lokalen Bevölkerung als allgemeine
Anlaufstelle und sind den vielen selbstorganisierten Initiativen ein Partner.

Ein weiteres Projekt der kostengünstigen Verbreiterung von Wissen steckt
noch in den Kinderschuhen: der Linzer Bildungskanal. Sein organisatorisch-
technisches Rückgrat ist die ebenfalls im Wissensturm untergebrachte
Medienwerkstatt Linz; der Linzer Bildungsrat wird als Programmbeirat fun-
gieren, und die diversen Bildungseinrichtungen werden produzieren.

Forschung
In den Universitäten und allgemein im Bereich Forschung und Entwicklung
hat diese Konzentration auf „Exzellenzschwerpunkte“ mittlerweile zu auch
international anerkannten Spitzenleistungen geführt. Im Mittelpunkt stehen
anwendungsorientierte Bereiche, die mit massiver Unterstützung der Indu-
strie ausgebaut wurden und sich auf „linzspezifische“ Inhalte wie Mechatro-
nik, IKT, Werkstoff-Forschung, Metallurgie oder Medien- und Produktdesign
konzentrieren. 

Als absolut richtig hat sich auch die schon vor Jahren getroffene strategische
Entscheidung der Johannes Kepler Universität erwiesen, den bereichs- und
fächerübergreifenden Aufbauschwerpunkt „Gender Studies“ zu implementie-
ren und die Gründung des „Gender-net-Linz“, das alle Linzer Wissenschafts-
und Bildungseinrichtungen umfasst, zu forcieren. Jährlich finden hier Tagun-
gen statt, die in der „international scientific community“ als zentral gelten.
Vor allem aber die konkreten Veränderungen, die über Projekte mit Betrieben
und öffentlichen Einrichtungen umgesetzt wurden, haben Linz als Wissen-
schaftsstandort und als geschlechtergerechter Stadt ein besonderes Image
gegeben. 
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Kultur

Einigkeit besteht darüber, dass kulturelle Phänomene in einer zukunftsorien-
tierten Dienstleistungsgesellschaft weit über die Sphäre der Freizeit hinaus
wichtig und bedeutsam sind. Daher kennt die Kommune im Feld der Kultur
keine Laissez-Faire-Haltung. Nichtmonetäre Anreizsysteme für Kultur- und
Künstlerinitiativen versorgen die Bevölkerung mit einem gestreuten Angebot
aus unterschiedlichsten Sparten, das den Bedürfnissen engagierter und
initiativer BewohnerInnen entspricht. Darüber hinaus sichern die Repräsen-
tationsbedürfnisse wohlhabender Teile der Bevölkerung und ansässiger Fir-
men ausgewählte Segmente im Bereich der Hochkultur. Hier wird nicht vor-
rangig auf einem kontinuierlich nachhaltigen Fundament aufgebaut, sondern
einer eventhaften Organisation der Vorzug gegeben, wobei durchaus hohe
Qualität geboten wird. Auch im Feld der breitenwirksamen Kulturangebote
werden zur Unterhaltung und Zerstreuung der Bevölkerung Angebote bereit-
gestellt, die von Sponsoren bei Nutzung kommunaler Dienstleistungen und
anderer öffentlicher Hilfestellungen ausgerichtet werden.

Die kommerzialisierten Subzentren (Plus City, Uno Shopping) vervielfachen
sich und entstehen an der Peripherie. Sind auch manche Teile der Bevölkerung
darüber unglücklich, dass tradierte Kulturbereiche nicht mehr im gewohnten
Ausmaß durch die öffentliche Hand subventioniert werden können, ist ein
großer Teil der Bevölkerung mit dem Angebot zufrieden.

Die kommunalen Kulturbetriebe und eine wohlorganisierte Kulturstiftung
sind aus dem öffentlichen Sektor ausgegliedert worden. Sie steuern mittels
klarer Leistungsvereinbarung zwischen Politik und LeistungserbringerInnen
das kulturelle Geschehen der Stadt in gewünschter Richtung. Durch Ausglie-
derung und Leistungsvereinbarung nimmt die Politik die kulturelle Steuerung
aus der alltäglichen Auseinandersetzung. Die inhaltlichen Ziele sind in einem
sehr breiten Diskussionsprozess konsensual von Kulturschaffenden, Exper-
tInnen und allen Parteien erarbeitet und im Kulturentwicklungsplan (2000)
festgelegt worden. Trotzdem sind bei schrumpfenden Kulturausgaben Aus-
einandersetzungen um die weiteren Finanzierungen von nicht berücksichtig-
ten Sparten zu erwarten. Die zentralen Chancen für die kulturelle Entwick-
lung der Stadt Linz sind: Neue Medien, freie Szene, offene Räume. 

Gezielt gefördert werden die vorhandenen Stärken, wie sie etwa im Medien-
bereich vorhanden sind. Gezielte Forschungs- und Entwicklungsarbeit sowie
die Vernetzung aller kulturellen Institutionen haben diese Konzentration der
Aktivitäten möglich gemacht.

Massiver Unterstützung durch die öffentliche Hand erfreuen sich daher die
neuen Medien. Aus einem allgemeinen beruflichen Interesse an neuen Tech-
nologien speist sich das Interesse für künstlerische Umsetzung und Prob-
lemstellungen in diesem Bereich. Die Kunstuni wird in eine Medienuniver-
sität umgeformt, die „offenen Räume“ werden eventhaft besetzt. 
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Die freie Szene widmet sich entweder den neuen Medien oder den eventhaf-
ten offenen Räumen. In diesen Feldern wird sie bevorzugt gefördert. Ein poli-
tischer Bereich funktioniert als Antipode zum Mainstream – ein Umstand, der
zu einer tendenziellen Radikalisierung und Politisierung der freien Szene
(vergleichbar mit der Situation Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre) führt. 
Die Budgets sind jedoch generell gedeckelt. Kommt ein Kulturanbieter damit
nicht zurande, gibt es seit einigen Jahren beispielsweise auch budgetscho-
nende Sperrtage.

Diese Entwicklung eines „freien Marktes“ im Kunst- und Kulturbereich hat
jedoch auch negative Aspekte. In der letzten Gemeinderatssitzung wurde nur
mit dünner Mehrheit der Verkauf des Lentos an ein Konsortium kunstinteres-
sierter Unternehmen abgelehnt. In der nächsten Sitzung steht das Angebot
einer deutschen Bildungsmarktkette für den Kauf des Wissensturms auf der
Tagesordnung. 

Nach massiven Schwierigkeiten zu Beginn konnte kürzlich auch der Science
Park in Betrieb genommen werden. Wer sich von Osten der Stadt nähert, wird
von dem auch architektonisch interessanten Projekt auf Linz eingestimmt.
Der Science Park ist nur eines der mittlerweile zahlreichen Beispiele für
Public-Private-Partnerships. 

Sport und Wellness
Gleichzeitig mit der Fokussierung weiter Teile des Kulturangebots auf Events
erfahren die Individualsportarten einen gewaltigen Boom. Diese Sportarten
werden entweder von Einzelnen völlig autonom betrieben oder von privat
geführten Einrichtungen Gewinn orientiert angeboten. Es boomen die Frei-
zeitanlagen, die dem Einzelnen die größtmögliche Flexibilität in der Benut-
zung zugestehen. Im Bereich des Vereinssports etablieren sich nun jene
Initiativen, die entsprechende Kreativität und Innovationsbereitschaft mit-
bringen. Ein in kurzer Zeit zu Buche schlagender hoher körperlicher Effekt,
die subjektive Erprobung als Individuum und Subjekt sind die ausschlagge-
benden Kriterien. Je nach Einkommensklasse und sozialer Schicht handelt es
sich dabei um Sportarten wie Fitness, Nordic Walking, Golf oder Indoor-Klet-
tern. Das Prinzip der Ehrenamtlichkeit erfährt eine neue Definition und pro-
fessionelle Komponente. 

Die öffentlichen Schwimmbäder, die aus Rentabilitätsgründen nicht privat
geführt werden können, erweitern als zentrale „Fitnesseinrichtungen“ ihre
Leistungs- und Serviceangebote und erreichen somit neue Zielgruppen. Auch
die Umlandgemeinden bieten attraktive Sportmöglichkeiten (z.B. Golfen) an.
LäuferInnen und SkaterInnen genießen ihren Auslauf entlang der Donau über
die Stadtgrenzen hinaus. Das Generali Ladies Open, der Linz Marathon und
ähnliche Veranstaltungen sind so ausgebaut worden, dass sie sich unabhän-
gig von staatlichen Zuwendungen selbst tragen müssen. Für die Finanzierung
sorgen großteils Sponsoren, die sich davon Werbeeffekte erhoffen; die Stadt
Linz stellt die Infrastruktur zur Verfügung.
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Linz ist eine moderne, tolerante Stadt, in der vielfältige Lebensformen Platz
finden. Die Akzeptanz von Vielfalt zeigt sich in einem entspannten, locke-
ren Multi-Kulti-Ambiente. Die neuen Elemente des Urbanen, wie Viel-
schichtigkeit, mehrere städtische Zentren, großzügige Verkehrsinfrastruktu-
ren (sowohl Individualverkehr als auch Öffentlicher Verkehr), innovative,
architektonische und stadtplanerisch großzügige Lösungen, neue Wohnfor-
men für Singles, ältere Menschen, Berücksichtigung der besonderen
Raumbedürfnisse von Familien und Kindern, werden in Linz bewusst
gepflegt und von der Stadtverwaltung unterstützt und gefördert. Die neue
Dienstleistungsgesellschaft kommt den Frauen tendenziell entgegen und
erweitert deren Handlungsspielraum, sodass es zu einer Annäherung der
Chancen von Männern und Frauen kommt. Rückzug in die Privatheit, ver-
stärktes Interesse an klassischer Allgemeinbildung, hedonistische Strö-
mungen und Freizeitaktivismus stehen gleichberechtigt nebeneinander und
bewirken ein buntes Lebensgefühl in Linz.
Dem starken internationalen Zug zur Beschleunigung, Globalisierung und
Flexibilisierung, der vor dem lokalen Arbeitsalltag nicht Halt macht, wird
mit bewusst gesetzten Initiativen und Programmen zur Entschleunigung
geantwortet. Im Bereich Wirtschaft konzentriert sich die Stadt auf sich
selbst, forciert Dienstleistungsberufe und setzt auf Freizeittourismus und
Wellness. Linz reüssiert aufgrund gut ausgeprägter weicher Standortfakto-
ren und vernachlässigt dabei andere technologienahe Bereiche. Einschrän-
kungen im althergebrachten staatlichen Gesundheitssystem begegnet man
mit städtischen Initiativen zu mehr präventiver Eigenverantwortung, selbst-
bewussterer Körperwahrnehmung und Anreizen zur Vorsorge. Im Bereich
Gesundheit und Soziales existiert ein leistungsfähiges, professionelles Pla-
nungs- und Steuerungssystem. Der Schwerpunkt liegt auf Prophylaxe. Die
Maßnahmen zur Aktivierung der eigenen Ressourcen der Bevölkerung
haben gegriffen. 

I. Neue Werte in der Dienstleistungsgesellschaft

Linz vollzieht den Wandel von der Industrie- und Arbeitsgesellschaft zur
Dienstleistungsgesellschaft auf eigene Weise. Angesichts einer immer stärker
globalisierten Wirtschaft, wachsender Migration und allgegenwärtiger Tech-
nologie entstehen neue Wahrnehmungen von „Welt“, die sich auch in einer
Verschiebung der Wertestruktur widerspiegeln. Die Gefühle den neuen Ver-
hältnissen gegenüber sind ambivalent. Einer breiten Nutzung neuester Tech-
nologien steht eine teilweise diffuse Technikfeindlichkeit gegenüber. Einer
Differenzierung der Bevölkerung, beispielsweise durch Überalterung, Migrati-
on, neue Berufe, wird mit Ressentiments einerseits, aber auch mit mehr
Offenheit andererseits begegnet.

Diese veränderten Werthaltungen entwickeln sich in den ersten zehn Jahren
des neuen Jahrtausends. Damals wurde klar, dass durch Konkurrenz und Leis-
tungsaspekte der Lebensstandard nicht entsprechend zu steigern und die
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Lebensqualität beeinträchtigt war. Selbstbestimmung als Lebensphilosophie
führte zu einem Anwachsen präventiver und prophylaktischer Aktivitäten, die
sich positiv auf die Situation im Sozial- und Gesundheitsbereich auswirken.
Solidarität mit Schwächeren ergab eine Steigerung des zivilgesellschaftlichen
Engagements und führte zu einer Entlastung der öffentlichen Hand.

Außerdem gilt es Anfang 2010 für viele LinzerInnen angesichts der fort-
schreitenden Technisierung und verstärktem Arbeitsdruck zusätzlich indivi-
duelle Strategien zu entwickeln, die einen neuen Zugang zur Arbeit ermögli-
chen (z.B. sind Entfaltungsmöglichkeiten, Teilzeitbeschäftigung und Sabba-
ticals wesentliche Fragen bei Vertragsverhandlungen zwischen Arbeitnehme-
rInnen und ArbeitgeberInnen). Immer mehr Menschen beschäftigen sich in
ihrer Freizeit mit Möglichkeiten, ihre „Batterien“ aufzuladen und wollen
einen bewusst gesetzten Ausgleich zum hektisch- dynamischen Berufsalltag
schaffen. Die Beschäftigung mit Allgemeinbildung, kultureller und sozialer
Kompetenz sowie kreativen Ausdrucksformen stellen Quellen dar, das Leben
und die Anforderungen der Arbeitswelt besser zu bewältigen.

Kultur- und Freizeitsparten im Aufschwung
Die Kultur- und Freizeitszene ist breit gefächert. Schanigärten und Kaf-
feehäuser prägen in vielen Stadtteilen das Bild (z.B. Lonstorferplatz, Dornach,
solarCity-Pichling, Ebelsberg). Die Bevölkerung legt ihren Schwerpunkt auf
Vergnügen, Kommunikation und Entspannung. Kultureller Eigenaktivismus
blüht auf. Singen im kleinen Kreis, Stepptanzgruppen und Klezmer-Musik-
gruppen entstehen in den verschiedenen Freundeskreisen. Halb-öffentliche
Veranstaltungen machen die individuellen kulturellen Betätigungen sichtbar. 

Design und Stadt-Raum-Gestaltung werden als Selbstverständlichkeit von
kommunalen wie kommerziellen Einrichtungen erwartet und ebenso selbst-
verständlich angeboten. Die Steuerung der vorhandenen Kultureinrichtungen
funktioniert über positive Anreizsysteme. Im Kulturentwicklungsplan sind die
Schwerpunkte neue Medien, freie Szene und offene Räume festgelegt und
werden in den vorhandenen großen Kultureinrichtungen mittels Zusatzgel-
dern und Überzeugungsarbeit implementiert. Die digitale Kunst tendiert zum
Populären, analoge Kunst zum Tradierten und Elitären. Die großen Kultu-
reinrichtungen setzen auf ein urbanes Publikum. Im Brucknerhaus ist ein
Musikrepertoire der letzten 50 Jahre zu hören, das Lentos setzt auf Präsen-
tation von Kunst, welche die digitalen Medien jeweils mitdenkt. Die zahlrei-
chen Widersprüche aus der Veränderung der Arbeitsbedingungen, der Migra-
tion sowie zahlreiche andere politische Verwerfungen der Gesellschaft werden
von der freien Szene thematisiert und geglättet  – dafür wird die freie Szene
subventioniert. Die freie Szene leistet also Gemeinwesenarbeit im weitesten
Sinn. Da überhaupt ein Klima der kulturellen Offenheit herrscht, lassen sich
diese neuen Strömungen gut integrieren.

Auch der Sport- und Freizeitbereich ist von einem Mix gekennzeichnet. Zum
einen dienen Individualsportarten der Erprobung und Ertüchtigung des Ein-
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zelnen, zum anderen gibt es gesundheitsorientierte Sportarten wie Qi Gong
oder Bauchtanzen, die Richtung Körperbewusstsein zielen. Sozial orientierte
Ball- und Trendsportarten wie z.B. Beach-Volleyball, Street-Soccer, Street-
Hockey, Skaten und einige Vereinssportarten haben sich gehalten. Der Focus
der sportlichen Betätigung liegt weniger auf dem Leistungsaspekt, als viel-
mehr auf Vergnügen, Kommunikation und Entspannung. Das Angebot orien-
tiert sich an Stadtteilen und sozialen Gruppen. 

Die Donau im Mittelpunkt
„Linz an der Donau“ – dieses Image wird von der Stadt bewusst gepflegt. Der
Donaupark zwischen Lentos und Brucknerhaus hat sein vorübergehendes
Negativimage vom Beginn des Jahrhunderts abgelegt (Müll, Drogen, Alkohol)
und ist in das innerstädtische Leben voll integriert. Es ist eine gern besuch-
te Oase aller Altersschichten. Zudem wurde der Donaupark flussabwärts bis
hin zum Winterhafen erweitert, wo ein Jachthafen mit Freizeitinfrastruktur
und Wassersportangeboten breit genutzt wird. Das ehemalige Hafen- und
Industriegebiet bildet ein neues Freizeitzentrum im Osten von Linz. Cafès im
trendigen Design schaffen eine bunte Mischung aus neuen Intellektuellen,
Freizeit-Junkies und JungunternehmerInnen. Hedonistische Werte stehen im
Vordergrund.

Auf der Nordseite der Donau im Bereich des Jahrmarktgeländes wurde in den
letzten Jahren in Infrastruktur und Gastronomie investiert. Die Lokalitäten,
die eine Mischung aus Buschenschanken und Biergärten sind, werden mit
ihren der Donau zugewandten Sitzgelegenheiten vornehmlich von LinzerIn-
nen aller Altersgruppen, aber vermehrt auch von Bus- und Radtouristen sowie
von Sonntagsausflüglern aus der näheren Umgebung besucht. Das Service-
personal rekrutiert sich vornehmlich aus den europäischen Restländern wie
Bulgarien und Rumänien. Angebunden ist diese Gastroszene an der Donau an
einen Schiff-Shuttleverkehr zwischen Puchenau und Traunmündung mit der
Endstation solarCity/Pichling. Diese Schiffsverbindung wird von Touristen
ebenso genutzt wie von ArbeitnehmerInnen. 

(Weiter-)Bildung als der Lebensinhalt
Die Erwachsenenbildungseinrichtungen WIFI, VHS und BFI setzen in ihren
Ausbildungsprogrammen voll auf die neuen Dienstleistungsberufe wie z.B.
Altenpflege, Ernährungsberatung, Coaches und PhysiotherapeutInnen.
Neben diesen Betreuungs- und Beratungsbereichen boomen Einzel- und
Kleinstunternehmer in Sparten wie Webdesign, PR-Software, Datenbanklö-
sungen, etc. Auch die universitäre Forschung setzt Schwerpunkte in den
Sozial- und Dienstleistungsbereichen. 

Eine der bedeutendsten Bildungseinrichtungen in Linz ist mittlerweile der
2006 eröffnete Wissensturm. Mit seiner Fülle an gespeichertem Wissen in
allen Medienformaten, ist er zur zentralen Anlaufstelle für die Bevölkerung
geworden, welche die Öffnungszeiten von 8,00 bis 24,00 Uhr ausgiebig zu
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nutzen weiß. Für Bildungseinrichtungen insgesamt bedeutet der Wertewan-
del eine Renaissance der Erwachsenenbildung. Neue Bildungsinhalte mit
neuen Vermittlungsstrategien (philosophische Kaffeehäuser) werden breiten
Bevölkerungsgruppen zugänglich gemacht. SeniorInnen bieten sich als idea-
le, generationsübergreifende Lernhilfen an. 

Die Schulen sind zunehmend neue Weiterbildungseinrichtungen, die so Leh-
rerarbeitsplätze sichern können. Auch die Universitäten reagieren auf den
Trend: neben den Fachinhalten der jeweiligen Wissenschaft werden auch die
wissenschaftstheoretischen Grundlagen verpflichtend in das Grundstudium
aufgenommen. Die Kunstuniversität hat expandiert und verfügt seit 2010
über siebendislozierte Standorte, die über das gesamte Stadtgebiet verstreut
sind. Die Anton-Bruckner-Privatuniversität bietet adaptierte Lehrgänge für
interessierte Laien in Musik und angrenzenden Fächern auf Amateurniveau
an. 

Bereits zu Jahrtausendbeginn reagiert die Stadtverwaltung offensiv auf den
internationalen Megatrend „Aufbruch der traditionellen Geschlechterverhält-
nisse“ mit Konzepten für Geschlechtergerechtigkeit. Diese neuen Werte sind
eingebettet in das „Gender-Net-Linz“, das alle Linzer Wissenschafts- und Bil-
dungseinrichtungen umfasst. An der Johannes-Kepler-Universität ist ein
bereichs- und fächerübergreifender Aufbauschwerpunkt Gender Studies
implementiert. Die konkreten Veränderungen in den Geschlechterverhältnis-
sen in den gewandelten Handlungsspielräumen von und für Männer und
Frauen dieser Stadt, die über Projekte mit Betrieben und öffentlichen Ein-
richtungen umgesetzt wurden, haben Linz als Wissenschaftsstandort und als
Stadt ein besonderes Image gegeben, bzw. konstituierend zum besonderen
„Linzer Klima“ beigetragen.

Auf Grund der guten Ausbildung sind LinzerInnen ausgezeichnete Arbeitneh-
merInnen, die den komplexen Anforderungen entsprechen. Zudem bringen
sie, verglichen mit den AbsolventInnen der Fachhochschulen früherer Jahre,
ein breit gefächertes Zusatzwissen mit. Obwohl wissenschaftliche Spitzenleis-
tungen in den technischen Disziplinen eher ausbleiben, gelingt es der Uni-
versität gemeinsam mit der Wirtschaft dennoch, ausländische Spitzenfor-
scherInnen nach Linz zu holen. Sie fühlen sich vom Linzer Klima, einem typi-
schen Gemisch aus Weltoffenheit, Intellektualität und Relaxtheit, angezogen.  

Im Wettbewerb der Gemeinden und Regionen reüssiert Linz auf Grund gut
ausgeprägter weicher Standortfaktoren, es hat jedoch keine Ambitionen über
das unmittelbare Stadtgebiet hinaus und konzentriert sich nur auf sich. Die
Wirtschaftsförderung setzt Schwerpunkte in den Bereichen Freizeit, Touris-
mus, Wellness und vernachlässigt dabei den Technologiebereich. Die Indus-
trie ist ein geduldeter Mitläufer. Die Arbeitsmarktpolitik doppelt den Trend
zur Tertiarisierung auf. 
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II. Auswirkungen auf das städtische Umfeld

Restrukturierung der Stadtverwaltung
Im Sinne einer gesamtwirtschaftlichen Effizienz hat die Stadtverwaltung ihre
Organisation umstrukturiert. Man bedient sich nach entsprechenden Kosten-
Nutzen-Berechnungen auch alternativer Formen der Leistungsbereitstellung.
Bestimmte Leistungen werden an die GWG und Linz AG, sowie erwerbswirt-
schaftliche Unternehmen und NPOs abgegeben, jedoch ohne die öffentliche
Verantwortung für die Bereitstellung der gesetzlich spezifizierten Leistungen
aufzugeben. Insbesondere die Bedarfsanalyse und Leistungsplanung sowie das
Controlling für ausgelagerte Leistungen, sind Kernaufgaben der Verwaltung. Die
Stadtverwaltung ist aktiv und hat, trotz Restrukturierung, Auslagerung und e-
Government eine ausreichende Anzahl an städtischen MitarbeiterInnen.

Die Bundespolizeidirektionen sind durch die Zusammenlegung der Sicher-
heitswachkörper aufgelöst. Ihre verwaltungspolizeilichen Aufgaben werden den
Städten übertragen. Die Stadtverwaltung ist auch für zahlreiche ehemalige Bun-
desaufgaben (z.B. das Führerscheinwesen) zuständig und ist für die BürgerIn-
nen in beinahe allen Belangen zentrale Anlaufstelle. Durch eine optimierte und
neu strukturierte Ablauf- und Aufbauorganisation können die dafür erforderli-
chen Personalressourcen und Ausgaben im Vergleich zur bisherigen Bundespo-
lizeiorganisation relativ gering gehalten werden. Die Stadt Linz hat im Städ-
teranking den Ruf einer äußerst bürger- bzw. kundenfreundlichen Stadt. Zahl-
reiche Serviceleistungen sind für die BürgerInnen in den über das Stadtgebiet
verteilten dezentralen und multifunktionalen Dienstleistungszentren erhältlich.
Im Neuen Rathaus bieten das Bürgerservicecenter und Fachcenter, z.B. für
Bauen, Gewerbe, Sozialberatung, entlang einer sogenannten „Servicemeile“ ih-
re Dienste an. Im städtischen Call-Center werden Anfragen beantwortet und Be-
stellungen für diverse städtische Produkte entgegengenommen. Per Mausklick
eröffnen sich für die BürgerInnen zeit- und wege-unabhängige Zugänge zu In-
formationen und diversen Verwaltungsleistungen (e-Government).

Aktive Mitbestimmung der BürgerInnen
Die Verwaltung sieht sich nicht nur als kundenorientierter Dienstleistungsan-
bieter, sondern fördert aktiv Bürgermitbestimmung und Beteiligung. So erfol-
gen Planungsaktivitäten im öffentlichen Raum, z.B. Verkehrsberuhigungs-
maßnahmen, Attraktivierung des Wohnumfeldes, Spielraumentwicklung, aus-
nahmslos unter Einbeziehung der BürgerInnen. Zur Sicherstellung wird Bür-
gerInnenbeteiligung im Statut normiert und entsprechende Instrumente wer-
den institutionalisiert. Auch das Internet wird dazu genützt, BürgerInnen-
meinungen einzubinden (e-Voting). Partizipation wird gefördert, indem
Beiträge der BürgerInnen zur Planung öffentlicher Projekte und zur Organi-
sation öffentlicher Programme, nach Prüfung in geeigneter Form realisiert
werden, ohne dass aber städtische Vorhaben in der Regel durch Volksent-
scheid entschieden werden und das politische Mandat ausgehöhlt wird. 
Zivilgesellschaftliche Initiativen im gemeinnützigen Bereich unterstützt die
Stadt mit hinreichenden Ressourcen, um ihnen effizientes Arbeiten zu
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ermöglichen. Mit dieser ökonomisch sinnvollen Umsetzung des Subsi-
diaritätsprinzips erzielt die Stadt Linz eine Reduktion der gesellschaftlichen
Kosten und steigert die soziale Wohlfahrt. Dieses Konzept der Kooperation
geht nicht zuletzt deshalb auf, weil Stadtregierung, Gemeinderat und Kom-
munalverwaltung sowie öffentliche und gemeinwirtschaftliche Unternehmen
ihre Gestaltungsaufgabe umfassend verstehen und sie aktiv erfüllen. 

III. Neue Ansätze im Verkehrs- und Wohnbereich

BürgerInnen-Nähe wird auch durch das dezentrale Angebot von städtischen
Dienstleistungen demonstriert. Damit geht die Stadtverwaltung konform mit
der Entwicklung einer größeren Anzahl von städtischen Zentren. Es werden
mehrere städtische Zonen geschaffen, die interessant und qualitativ ver-
schieden gestaltet sind. Es gibt ein differenziertes Wohnangebot mit unter-
schiedlichsten Wohnformen, z.B. sehr billiger Wohnraum, Familienwohnun-
gen mit Grünraum, Lofts, temporäres Wohnen, betreubares Wohnen, Jugend-
wohngemeinschaften und vieles andere mehr. Diese Angebote entstehen vor
allem in durch Nutzungsänderungen umgewidmeten Stadtgebieten, wie die
Trendzone Linz-Mitte (Frachtenbahnhof) oder Mühlkreisbahnhof. 

Auch die Stadtverdichtung wird durch die Politik unterstützt. Gute zentrale
Lagen werden immer stärker verdichtet, die vorhandenen Dachräume werden
entsprechend für Wohnnutzung ausgebaut. Es entstehen neue Formen der
Wohnbauförderung (Subjektförderung), Grund- und Bodenpreisentwicklun-
gen im Stadtgebiet werden durch raumplanerische Maßnahmen gesteuert
und ein regionales Management wurde eingeführt.

Die Akzeptanz der städtischen Wohnzonen wird durch zusätzliche Schaffung
von Parkraum für BewohnerInnen unterstützt. Für erhöhte Stellplatznachwei-
se (mehr als ein Abstellplatz pro Wohnung) werden Förderungen gewährt. Der
Bedarf an Bewohnerparkräumen wird durch Tiefgaragen abgedeckt. Unter
Nutzung des öffentlichen Gutes der Verkehrsachsen entlang der Hauptver-
kehrsadern werden unterirdische Parkplätze mit beidseitigen Anbindungen
geschaffen. Durch diese „Unterkellerung“ entstehen z.B. öffentliche Garagen
in der Dametzstraße-Blumau, an der Westtangente und in der Stockhof-
straße. Die Stadt entwickelt ein Bewirtschaftungssystem des Parkraumes in
Form von unterschiedlichen Tarifen für ober- und unterirdisches Parken und
nutzt die Tarife als Steuerungsinstrument. Die innerstädtische Wirtschaft
erfährt eine Aufwertung in Relation zu den suburbanen Zentren. 

Die Pendlerströme steigen weiter an, auch der Gesamtverkehr hat weiter
zugenommen. Dies ist ein Resultat aus einer höheren Mobilität der Men-
schen, insbesondere im Freizeitbereich und durch steigenden Güterverkehr.
Luftschadstoffe und Lärmbelastung steigen analog zum Verkehrsaufkommen.
Es wird weiterhin am Ziel eines funktionierenden öffentlichen Verkehrs durch
die Realisierung verschiedener Projekte gearbeitet. Durch Trassenführungen,
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ungestört vom Individualverkehr, schienengebundene Verkehrsmittel wie City-
S-Bahn, ein Straßenbahnnetz mit Haltestellen in kurzen Abständen (2.Achse
durch die Gruberstraße), werden wichtige Knotenpunkte wie Nahverkehrs-
drehscheibe Bahnhof, Blumau/Bulgariplatz, Lastenstraße, Gruberstraße, Har-
ter Plateau, Wegscheid und Heizhausgebiet verbunden. Das Netz ist so kon-
zipiert, dass eine Minimierung der Umsteigezeiten ermöglicht wird und man
mit nur einmaligem Umsteigen 80 Prozent der Ziele erreichen kann. 

IV. Schwerpunkt: Prävention im Gesundheits- und Sozialbereich

Trotz Finanzknappheit entschließt sich die Stadt, antizyklisch in Präventiv-
programme im Gesundheits- und Sozialbereich zu investieren. Hilfe wird
möglichst frühzeitig und damit human und kostengünstig geleistet. Die Hilfe
erfolgt in einer Form, die Menschen möglichst (rasch) unabhängig von öffent-
lichen Leistungen macht. Von den Professionellen wird Hilfe zur Selbsthilfe
geleistet. In diese Art der Unterstützung wurde und wird primär investiert.
Dadurch sinken die Reparaturkosten. Man erkennt, dass sich Präventions-
maßnahmen für ganze Bevölkerungsgruppen mehr rechnen und nachhaltiger
wirken, als teure Kriseninterventionen im Einzelfall. 

Im Gesundheitsbereich ist es gemeinsam mit Versicherungsträgern gelungen,
ein treffsicheres Prophylaxesystem aufzubauen. Es gibt folgende Prophylaxe-
schwerpunkte: Ernährungsverhalten, Umgang mit Stressfaktoren, Bewegung
und Sport sowie Suchtprophylaxe. 2007/2008 wird eine Kampagne zur
Bewusstseinsbildung in enger Kooperation zwischen den Fachleuten aus
Gesundheits- und Sozialbereich eingeleitet, da man erkennt, dass sozial und
wirtschaftlich benachteiligte Bevölkerungsgruppen auch im Gesundheitsbe-
reich massiv benachteiligt waren und teilweise noch sind. Diese Maßnahmen
in Richtung Verhaltensänderung führen dazu, dass viele Betriebe Gesund-
heitsprogramme einführen und die Teilnahme von MitarbeiterInnen daran
aktiv gefördert wird. Die Struktur der Krankenhausfinanzierung und der Ärz-
teeinkommen wird 2010 vermehrt auf die Erbringung von prophylaktischen
Leistungen ausgerichtet. Durch die aktive Prophylaxe stabilisiert sich der
quantitative Druck auf die akutmedizinischen Einrichtungen. Qualitativ ist
der Level der medizinischen Diagnostik, Therapie und Rehabilitation gestie-
gen.

Kinderbetreuung
In Kindergärten, Horten und Schulen werden Probleme in Familien durch das
Personal wahrgenommen und die Eltern an die zuständigen Stellen weiter
verwiesen. Freie Träger bieten „Elternkompetenz-Zentren“ im Auftrag der
Jugendwohlfahrt an, die dazu führen, dass mittelfristig die Erziehungskom-
petenz der Eltern steigt und diese Kompetenz auch an die nächste Generati-
on durch Vorbildwirkung übergeben wird. Dies hat bereits dazu geführt, dass
2011 spürbar weniger in Maßnahmen der Jugendwohlfahrt investiert werden
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musste. Es ist gelungen, Nachbarschaftshilfe anzuregen; HelferInnen aus
verschiedenen Berufsgruppen (z.B. PädagogInnen, SozialarbeiterInnen, Psy-
chologInnen) unterstützen Eltern in ihren Erziehungsaufgaben. Von den Pro-
fessionellen wird Hilfe zur Selbsthilfe geleistet. 

Unterstützung am Arbeitsmarkt
Weiters wird in den Jahren 2005 – 2007 in Modelle zum Arbeitseinstieg für Ju-
gendliche investiert. Dies ist deswegen ein zentraler Punkt, weil durch die Ab-
schaffung der Frühpension und die Hinaufsetzung des Pensionsalters nur we-
nige Arbeitsplätze für junge Menschen zur Verfügung stehen. Da der gelunge-
ne Einstieg in den Arbeitsmarkt ein zentraler Punkt für die soziale Integration
und somit für die Unabhängigkeit von öffentlichen Unterstützungen wie z.B.
Sozialhilfe ist, wird gemeinsam von Linzer Betrieben und Stadtverwaltung ein
regionaler Schwerpunkt zur Arbeitsintegration von Jugendlichen gesetzt, der
dazu führt, dass es den Betrieben eine Verpflichtung ist, je nach Größe eine be-
stimmte Anzahl von Lehr- und Anlehrplätzen für Jugendliche bereit zu stellen.

Die allgemein angespannte Arbeitsmarktsituation, die es insbesondere für äl-
tere und/oder schlecht ausgebildete, weniger leistungsfähige Menschen, aber
auch für AlleinerzieherInnen zunehmend schwer macht, ihren Lebensunterhalt
zu bestreiten, sowie der Wegfall der Notstandshilfe durch das AMS führt dazu,
dass die Stadt initiativ wird. Das in der Sozialhilfe 2002 bereits begonnene
Clearingmodell für erstmalige Antragsteller in der Sozialhilfe wird in Verbin-
dung mit der Sozialhilfearbeit ausgebaut. Mit niederschwelliger Arbeitsvorbe-
reitung und Arbeitsassistenz wird Sozialhilfeempfängern der Wiedereinstieg in
den ersten Arbeitsmarkt ermöglicht. Es wird u.a. ein Leasingmodell entwickelt,
in dessen Rahmen Personal für Firmen gegen Teilkostenersatz zur Verfügung
gestellt wird und durch Arbeitsassistenz ein Verbleib in der Firma unterstützt
wird. Unternehmen beteiligen sich aktiv – auch finanziell – im Rahmen von Pri-
vate-Public-Partnerships an den Maßnahmen zur Sicherung dieser Struktur
und profitieren davon. Für benachteiligte Bevölkerungsgruppen (Jugendliche,
Sozialhilfeempfänger, Frauen) gibt es Trainings- und Mentoringprogramme, die
den Berufseinstieg erleichtern sollen. Durch die attraktive Sozialstruktur ist
Linz als Wirtschaftsstandort und lebenswerte Stadt bekannt. 

Stadtteilarbeit
Durch Stadtteilarbeit in enger Vernetzung mit und im Auftrag der politisch Ver-
antwortlichen wird die Bevölkerung aktiviert, in möglichst hohem Maß eigen-
verantwortlich zu sein. Selbsthilfepotenziale werden durch Fachleute eröffnet
und gefördert. Die Stadtteilarbeit begann mit einem Gemeinwesenarbeitspro-
jekt im Franckviertel in den 1990er Jahren und wird dann 2003 mit der Stadt-
teilarbeit zur Besiedelung der solarCity erweitert. Es folgen 2004 die Stadttei-
le Auwiesen und 2005 Neue Heimat/Zöhrdorf. An der Finanzierung beteiligen
sich die Wohnbaugenossenschaften, die ein hohes Interesse am sozialen Frie-
den in ihren Siedlungen haben. Insbesondere in der solarCity zeigt die beglei-
tende Quartiersarbeit insofern Wirkung als es, wie in einer Evaluierung 2010
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nachgewiesen werden kann, verglichen mit den Stadtteilen Auwiesen und
Ennsfeld signifikant weniger soziale Spannungen und Interventionsbedarf
durch die öffentliche Hand (z.B. Jugendwohlfahrt) gibt.

Altenbetreuung
In der Altenbetreuung gibt es eine Priorität für mobile Betreuung; sofern die-
se im Einzelfall möglich ist. Stationäre Betreuung, Tageszentren und Mobile
Dienste arbeiten eng zusammen und ergänzen sich. In den neu errichteten
Seniorenzentren wird seit 2008 darauf geachtet, immer auch Jugend zu inte-
grieren. Angeschlossen an ein Seniorenzentrum ist z.B. eine Jugendwohnge-
meinschaft. Die Infrastruktur wird gemeinsam genutzt, die jungen Menschen
werden im Rahmen ihres Berufstrainings im Seniorenzentrum eingesetzt.
Dadurch konnte man die Spannungen, die es 2003/2004 in den Senioren-
zentren zwischen BewohnerInnen und jugendlichen Gruppen gab, in den
Griff bekommen.

Kreative Spielumgebungen
Außerdem erkennt man, dass Kinder und Jugendliche ihre sozialen, kulturel-
len, körperlichen und kognitiven Fähigkeiten nur in für sie förderlicher Umge-
bung ausreichend entwickeln können und setzt daher aktiv diese Kinder-
rechte und das Leitbild „Spielraum“ um. Dadurch ist es gelungen, der Stadt
das Image „kinder- und familienfreundlich“ zu geben. Beispielsweise findet
man in der Innenstadt und in den verschiedenen urbanen Zentren Verweil-
und Spielmöglichkeiten für Erwachsene mit Kindern. Diese Orte sind als
Räume konzipiert, die Spielraum, Kultur, z.B. bespielbare Skulpturen, und
Wirtschaftsraum (Geschäfte, Banken, Arztpraxen, diverse andere Dienstlei-
stungsbetriebe) vereinigen. Damit kann auch ein Beitrag dazu geleistet wer-
den, dass die Stadt nicht nur als Arbeits-, sondern auch als Lebensraum
gesehen wird, der gegenüber dem Wegzug ins Umland viele Vorteile im All-
tag bietet.

Im Hintergrund aller Entwicklungen im Sozial- und Gesundheitsbereich steht
ein gut durchdachtes Planungssystem. In der Verwaltung existieren seit 2005
mehrere vernetzte Fachplanungsstellen, die Bedarfe und Problemlagen wahr-
nehmen und Maßnahmen vorschlagen. Es gibt eine stadtteilbezogene Sozial-,
Jugendwohlfahrts- und Gesundheitsplanung. Die Politik schließt mit der Ver-
waltung Kontrakte über die primär zu erzielenden Wirkungen. Über die Art
der Leistungserbringung fallen die Entscheidungen nach strategischen
Gesichtspunkten (Verwaltungsreduktion, Outsourcing, betriebswirtschaftliche
Vergleiche).

Die Leistungserbringung freier Träger beruht auf Leistungsverträgen mit der öf-
fentlichen Verwaltung, die Leistungen definieren und Verantwortlichkeit und
Abgeltung regeln. Die Erfolgskontrolle erfolgt ebenfalls zentral. Outsourcing
wird als eine der Alternativen für den Träger der Leistungserbringung herange-
zogen, wenn sie die qualitativ bessere und kostengünstigere Möglichkeit ist. In
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einigen Bereichen behilft sich die Stadt mit der Gründung eigener Leistungs-
erbringer in Form von GmbHs und Vereinen, die die Leistungen exakt nach dem
Bedarf und kostengünstig erbringen. Es werden Leistungen/Leistungserbringer
aufgelassen, wenn zu wenig Bedarf gegeben ist. 2005 – 2007 werden nach ei-
nem Planungsprozess, der die Erkenntnis brachte, dass es in der Gesundheits-
und Sozialverwaltung Auftraggeber und damit öffentliche Financiers (z.B. Amt
für soziale Angelegenheiten, Amt für Jugend und Familie) und Leistungser-
bringer  (z.B. Kindertagesbetreuung, Seniorenzentren, Kinder- und Jugend-
wohnhaus, Jugendwohngemeinschaft, Mutter-Kind-Haus) gibt, einige Berei-
che in Unternehmen ausgegliedert. An diesen Unternehmen ist der Auftragge-
ber finanziell und fachlich mit Sitz und Stimme vertreten. Diese Leistungser-
bringer erhalten Aufträge von der Stadt und sind in der Lage, neuen Bedarfen
flexibel zu begegnen.

2014 wird Linz im Netzwerk der mittelgroßen europäischen Städte dafür aus-
gezeichnet, dass es trotz Ressourcenknappheit zu Beginn des Jahrtausends ge-
lungen ist, den Sozial- und Gesundheitssektor als Grundlage der Kommune für
eine nachhaltige ökonomische und kulturelle Entwicklung zu gestalten. 

Längerfristig besteht jedoch die Gefahr, dass die eindimensionale Überbeto-
nung von Dienstleistungen, die stark auf die Gemeinde bezogen sind, teilwei-
se die notwendige Anpassung an globale Trends wie die steigende Bedeutung
technologischer Innovation und fortschreitender Internationalisierung verhin-
dert. Dies und die so genannte „Mir san mir“-Mentalität führen nach anfäng-
lich regionalem wirtschaftlichen Aufschwung zu einem Verlust an internatio-
naler Wettbewerbsfähigkeit und längerfristig zu stagnierenden bzw. rückläufi-
gen Investitionen.
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